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I. 


Für und wider die jüdiſche Volksſchule 
in Preußen. 
Bon Nealichuldireftor Dr. S. Adler in Frankfurt a./M. 


Die Frage der geeignetjten Erziehungsform für die jüdische Jugend 
unjeres Vaterlandes hat in jüngjter Zeit lebhaft die Gemüter bejchäftigt und 
zu Erörterungen in Verfammlungen und in der Prefje geführt, die gar oft 
die Kenntnis der tatjächlichen Verhältniffe vermiflen und an die Stelle jach- 
licher Auseinanderjeßungen bedauerlicherweile Ausbrüche Leidenjchaftlicher Erre- 
gung hervortreten ließen. Eine objektive Darlegung der Sachlage und ein Ab- 
wägen aller Griinde, die für oder gegen die einzelnen Schulformen vorgebracht 
werden, diirfte am ehejten zu einer Verjtändigung führen, die im Intereſſe unſerer 
gegenwärtig von äußeren Feinden und inneren Spaltungen bedrohten Glaubens— 
gemeinschaft Liegt. 


Zwei grundfäßlich verjchtedene Erziehungswege eröffnen fich dem heran- 
wachjenden Gejchlecht. Der erſte Weg fieht eine gemeinfame Erziehung der 
Jugend in Schulen vor, in denen Lehrer aller Befenntnifje, welche vom Staat 
oder den Kommunen berufen werden, unterrichtlich tätig find und in denen eine 
Trennung der Kinder nur im Neligionsunterricht ftattfindet. Diejer jog. pa— 
ritätiichen oder allgemeinen Schule ift jede Rückſicht auf konfeſſionelle 
Unterjchtede fremd; fie ift, wie e8 in dem Kommiſſionsbericht der erjten 
badischen Kammer vom Sahre 1876 treffend heißt, konfeſſionslos in dem 
Sinne, daß das Gejeg von der nach Umftänden verjchiedenen Beteiligung 
der Konfeflionen gar feine Kenntnis nimmt. Solche Schulen beitanden 
bei Beginn "des vorigen Jahrhunderts 40 Jahre Hindurch auch in Preußen, 
gegenwärtig finden fie fih u. a. in Hamburg, im Großherzogtum Baden 
und einigen wenigen kleinen norddeutichen Staaten, teilweile auch im 
Großherzogtum Hefjen. (Näheres bei Adler, Schulunterhaltungsgefeg, Seite 
3ff.). In Preußen baute fich das Schulwefen feit 1843 auf fonfejfioneller 
Grundlage auf, das heißt, die Unterweifung der meisten Kinder erfolgte 
jeither Lediglich durch Lehrkräfte ihrer Konfeffion (im Sahre 1903 95°), 
Jämtliher Bolksihulfinder) — nur in fonfeffionell gemifchten Bezirken 
wurden, Hauptjählihd um die Erteilung des NeligionsunterrichtS für Die 
konfeſſionelle Minderheit zu ermöglichen, ſog. Simultanfchulen eingerichtet, 
an denen neben Lehrkräften der einen auch jolche der anderen Hriftlihen 
Konfeſſion angeftellt werden konnten, an 30 Schulorten Preußens war 1903 
ausdrücklich der Grundſatz der Anftellung von fatholifchen neben evangelischen 
Lehrern vorgejehen. Für die evangelischen Gemeindeichulen Berlins traf ein Mini- 
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jterialerlaß Falks vom 8. Juli 1875 die bejondere Beltimmung, daß 
an dieſen Schulen auch katholiſche und jüdifche Lehrer zur Erteilung 
de3 NReligionsunterrichts als ordentliche Lehrkräfte berufen werden 
könnten; durch einen Erlaß des Minijters Boſſe vom 27. Dezember 1895 
wurde indes die Zahl der anzuftellenden jüdischen Lehrkräfte und deren un— 
terrichtliche Tätigkeit wejentlich eingefchränft und begrenzt. Die Neuanftellung 
eines jüdischen Lehrers oder einer Lehrerin wurde davon abhängig gemacht, 
daß die übrigen jüdischen Lehrkräfte bis 12 Neligionsftunden wöchentlich er- 
teilten; die jüdischen Lehrkräfte jollten zwar von beſtimmten Unterrichtsgebieten 
grundjäglich nicht ausgejchloffen werden, doch wurde in dem Erlaß die Er- 
wartung ausgejprochen, daß ihnen nicht folcher Unterricht zuerteilt werde, der 
ihnen in ihrem eigenen und im Intereffe der Schule nicht übertragen werden 
dürfte, 3. DB. die Geichichte der Ausbreitung des Chriftentums und der Kreuz: 
züge; die Uebertragung eines Ordinariats fei von der Natur der Fälle abhängiq 
zu machen; keineswegs jei es zuläflig, daß jüdische Lehrperſonen das Ordi— 
nariat einer Klafje erhalten, in welcher fich Feine oder nur ganz wenige jüdische 
Kinder befänden, ferner, daß eine jüdische Lehrkraft eine Klaſſe über die ver- 
Ihiedenen Stufen heraufführe. 

Böllig gleichberechtigt wirkten vor Erlaß des Volfsichulunterhaltungsge- 
ſetzes jüdiſche Lehrkräfte neben chriftlichen nur an denjenigen Orten (1903: 26), 
in denen Sfog. hriftlih-jüdifhe Schulen aus bejonderen Urjachen, 
namentlich) aus der Verſchmelzung jüdischer und chriftlicher Schuljozietäten, 
von den bürgerlichen Gemeinden unterhalten wurden (Bremen, Schulunter- 
haltungsgeſetz, Seite 107); an 28 Orten beftanden 1903 neben chrijtlichen 
auch jüdifch-fonfejjionelle Schulen, die von den bürgerlichen Gemein- 
den unterhalten wurden, daneben gab es in dem gleichen Jahre 213 dffent- 
liche jüdische Schulen, die entweder von befonderen jüdischen Schuljozietäten 
(103) oder von den Synagogengemeinden (110) eingerichtet waren. 

Eine neue gejeßliche Regelung des preußischen Volksſchulweſens, auc nad) 
der Eonfeflionellen Seite, ift nach jahrzehntelangen Verhandlungen durch das 
Schulunterhaltungsgefe vom 28. Juli 1906 erfolgt und dürfte für 
eine geraume Zeit bejtimmend bleiben. Das Geſetz ftellt für die Aufbringung 
der Koften der Volksſchule das Kommunalprinzip auf, das heißt, die ein- 
zelnen oder zu einem Schulverband vereinigten bürgerlichen Gemeinden find zur 
Unterhaltung der Volksſchule verpflichtet; für die Errichtung neuer wie für die 
Erhaltung der beftehenden Volksſchulen ift das Prinzip der Konfejjionali- 
tät feſtgelegt, das Heißt, der Unterricht ift den Kindern durch Lehrkräfte ihrer 
Konfeffion zu erteilen. Nur da, wo an einer Volksschule nach ihrer bejonderen 
Verfaſſung bisher gleichzeitig evangelifche und katholiſche Lehrkräfte an- 
zuftellen waren (wie in ſog. Simultanfchulen) ſollen an die Stelle ausge— 
Ichiedener Lehrer jedesmal wieder Lehrkräfte derjelben Konfefjion treten; eine 
Abweichung von diefem Verfahren in der Weiſe, daß an Stelle einer katholiſchen 
eine evangelische Lehrkraft tritt, ift nur bei veränderter Zuſammenſetzung des 
Schülermatertal® möglich und bedarf der Genehmigung der Schulaufjichts- 
behörde. Keineswegs verliert aud) in dieſem Geſetz, wie aus den Bejtimmungen 
hervorgeht, eine ſolche Simultanjchule ihren chriſtlich-konfeſ ſionellen 
Charakter; fie iſt und bleibt eine lediglich für beide chriſtliche Kon— 
feffionen gemeinfame Unterrichtsanftalt. 3 

Jüdischen Kindern darf ebenfowenig wie Kindern irgend eines anderen 
Religiongbefenntniffes die Aufnahme in eine diefer chriftlich-Eonfefjtonellen 
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Schulen verfagt werden; auch wird durch das Geſetz „bis auf weiteres" das 
für die Berliner Gemeindejchulen geltende Prinzip auf alle Schulen über- 
tragen: es können demnach jüdische Lehrkräfte zur Erteilung von jüdiſchem 
Religionsunterriht an allen chriftlich-konfeffionellen Schulen angeftellt und 
auch in anderen Unterrichtsfächern befchäftigt werden und zwar „am geeignetjten“ 
mit je einigen Stunden in verschiedenen Klaffen. Als Vorausſetzung für Die 
Anftellung wird gefordert, daß es fich um die religiöje Verſorgung von Kindern 
handelt, die einen „nicht unerheblichen Teil" der die Schule insgeſamt be- 
juchenden Kinder bilden; ausdrücklich wird weiter feitgelegt, daß die für dieſe 
Lehrkräfte auf dem Verordnungsmwege getroffenen Beitimmungen ihre Geltung 
behalten (Stenographifcher Bericht des Herrenhaufes, S. 539). Diejen Feſt— 
jegungen über die jüdischen Lehrkräfte ift von jüdischer Seite die Nechtsgültigfeit 
abgejprochen worden, weil fie mit dem Neichsrecht, insbefondere mit dem Ge— 
je vom 3. Juli 1869 betr. die Gleichberechtigung der Konfeflionen in birger- 
licher und ftaatsbürgerlicher Beziehung, in Widerfpruch ftehen; doch hat fich 
die preußifche Negierung bisher nicht veranlaßt gejehen, auf die erhobenen 
Einwände irgendwie einzugehen und ift in ihren bisherigen Maßnahmen nad) 
den Vorjchriften des Schulunterhaltungsgejeges verfahren. Unter dem Drud 
der Borjchriften tft 3. B. die Zahl der jüdischen Lehrkräfte an den ſtädtiſchen 
Volksſchulen Berlins von 54 bei 3414 jüdischen Zöglingen im Jahre 1895 
auf 39 (5 Lehrer und 34 Lehrerinnen) bei 4148 jüdischen HZöglingen im 
Sahre 1911 gefunfen! 


Neben dieſen Hriftlich-fonfejjionellen Schulen erjcheinen im 
Schulunterhaltungsgejeß noch die hriftlich-jüdifche, die jüdiſch-kon— 
feſſionelle Schulform und die jüdische Religionsſchule. 


Die Hriftlih-jüdishe Schulform Hat nach) dem Geift, der im Geſetz 
zum Ausdruck kommt, feinerlei Ausficht auf weitere Entwicklung. In der Vera 
Falk hatten fich in mehreren Städten unter Zuftimmung der Regierung chrift- 
liche mit jüdischen Schulfozietäten zur Gründung eines vollentwicelten Schul- 
ſyſtems vereinigt, das ihren Kindern eine beffere VBorbildung verbürgte. Bald 
nach Falks Rücktritt trat aber in den maßgebenden Kreifen ein Wechfel in den 
Anſchauungen ein, und man begann eine Anzahl diefer Schulen zu „refonfef- 
jtonalifieren“, indem bei Abgang einer jüdischen Lehrkraft troß der „befonderen 
Verfaſſung“ eine neue jüdische nicht angeftellt wurde ; durch dieſes Verfahren hatte 
man die Zahl der chriftlich-jüdiichen Schulen bereit im Jahre 1903 bis auf 62 
herabgemindert. Aber die Eriftenz ſelbſt diefer Anftalten ift durch das Prinzip 
der jtrengen Sonderung der Konfeflionen, das im Schulunterhaltungsgefeß ohne 
Rückſicht auf die Gliederung der Schule zum Ausdruck gelangt, arg gefährdet; 
zwar erklärt daS Gejeß, daß auch für die öffentlichen chriftlich-jüdifchen Schulen 
ſowohl hinſichtlich der Errichtung neuer wie der Unterhaltung beitehender An- 
jtalten daS bisherige Recht in Geltung bleiben ſolle, aber in den Verhand- 
lungen der Kommifjionen — namentlich des Herrenhaufes — hat die Regier- 
ung feinen Zweifel darüber gelafjen, daß auch bei den bisherigen Verhältniffen 
der Staat ſich das Recht vorbehalte, in diefen Schulen „die Konfeflion der 
- Lehrer zu beſtimmen,“ mit anderen Worten, auch weiter die jüdischen 
Lehrer allmählich aus den hriftlich-jüdifchen Schulen zu entfernen 
und die Anftalten zu hriftlich-Fonfeffionellen umzugeftalten. In 
den 7 Jahren, die ſeit Erlaß des Geſetzes verfloffen find, ift bezeichnenderweife 
fein Fall befannt geworden, daß ein chriftlicher mit einem jüdischen Schulverband 
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ſich zur Gründung einer chriſtlich-jüdiſchen Schule vereinigt oder daß bürger— 
liche Gemeinden eine derartige Schule gegründet hätten! 


Jüdiſch-konfeſſionelle Volksſchulen können zunächſt von den bürger— 
lichen Gemeinden (Kommunen) neben beſtehenden chriſtlich-konfeſſionellen (katholi— 
ſchen oder evangeliſchen Kommunalſchulen) mit Genehmigung der Regierung 
errichtet werden. Die Unterhaltung dieſer jüdiſchen Kommunalſchulen liegt ebenſo 
wie die der chriſtlichen lediglich den bürgerlichen Gemeinden ob; die Lehrer an 
dieſen Schulen müſſen nach den Beſtimmungen des Schulunterhaltungsgeſetzes 
der jüdiſchen Religion angehören, ihre Anſtellungs- wie ihre Rechtsverhältniſſe, 
ihr Dienſteinkommen, ihre Penſions- und Reliktenverhältniſſe regeln ſich nach 
den geſetzlichen Vorſchriften in der gleichen Weiſe wie diejenigen der Lehrer an 
den chriſtlich-konfeſſionellen Kommunalſchulen. Zu den jüdiſchen Verwaltungen 
(Synagogengemeinden) ftehen dieſe Lehrer an und für fich in feinerlei Be- 
ziehung; es kann ihnen aber mit Genehmigung der vorgejegten Behörden ein 
Nebenamt in der Synagogengemeinde übertragen werden, ebenjo fünnen fie auch 
durch die Synagogengemeinde mit dem Unterricht in der hebräiichen Sprache 
betraut werden, der von dem Lehrplan des jüdischen Religionsunterrichts 
an öffentlichen Schulen ausgejchloffen ift. Einen freilich geringen Einfluß 
fünnen ſich die jüdischen Hausväter bei Bejegung einer vafanten jüdischen 
Lehrerftelle in dieſen Schulen dur) die Schulkommiſſion ſichern, welche 
al3 Organ der Schuldeputation namentlic) zur Wahrung der Eonfejftonellen 
Snterefien und zur Ausübung der Schulpflege an den Kommunaljchulen 
mit Genehmigung der Schulauffichtsbehörde eingerichtet werden kann (vergl. 
Bremen, a. a. D. Geite 146). Ob und inwieweit jüdiiche Kommunal- 
Ichulen nur auf Antrag der jüdischen Bürger oder mit deren BZuftimmung 
zu errichten find, Darüber finden ſich im Schulunterhaltungsgejeg Feine 
Beftimmungen; immerhin darf angenommen werden, daß Die Kommunen 
ſchon wegen der erhöhten Koften, die die jüdischen Kommunaljchulen ihnen 
auferlegen, nur auf befonderen Antrag der jüdischen Bevölferung an ihre Eiu- 
richtung gehen werden. 


Deffentliche jüdische Volksschulen können ferner nach den Vorjchriften des 
Schulunterhaltungsgefeßes durch die zuftändige Synagogengemeinde, 
die dann als Schulverband auftritt, begründet werden oder durch einen bejon- 
deren Verband der jüdischen Hausväter, die ſog. Schulfozietät (dev letztere 
Fall dürfte nur da Pla greifen, wo mehrere Heine Synagogengemeinden jic) 
zu einem gemeinfchaftlichen Schulverbande zujammenfinden). Für die Errid)- 
tung diefer Schulen bleibt in beiden Fällen Vorausſetzung, daß in dem 
Schulbezirfe ſowohl die chriftliche wie die jüdifche Bevölferung an Zahl und 
Bermögensmitteln hinreichend ift, um auch für die letztere ohne deren Ueber— 
bürdung eine befondere öffentliche Schule anlegen zu können, daß ferner Die 
Gründung einer folchen Schule „im allgemeinen Intereſſe“ liegt; es müſſen 
daher bei der Errichtung, die bei der Regierung zu beantragen iſt, alle in 
Betracht kommenden Intereſſenten (Kommune, Schulverband ujw.) ihr Ein— 
verftändnis kundgeben; bei Meinungsverschiedenheiten trifft der Minijter die 
endgültige Entjcheidung. Die Unterhaltung diefer Schulen, die gleichfalls, wie 
erwähnt, den Charakter der öffentlichen Schulen haben und deren Lehrer die 
gleichen Rechte wie die Lehrer an Kommunalſchulen bejigen, Liegt, falls nicht 
beſondere Vereinbarungen mit der Kommune getroffen ſind, ausſchließlich den 
Synagogengemeinden bezw. der jüdiſchen Schulſozietät ob; doch haben ſowohl 
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der Staat wie die Kommune beftimmte Beiträge teil Fraft gejeßlicher Be— 
ftimmungen, teil3 im Falle des nachgewiejenen Unvermögens des Schulver- 
bandes zu leiften. Die Pflichtbeiträge des Staates bejtehen in einem Zuſchuß 
zum Grumdgehalt der Lehrkräfte und zwar in Höhe von 500 Mark für jeden 
alleinftehenden und 300 Mark fin jeden anderen Lehrer, 150 Mark für jede 
Lehrerin (für einftweilig angeftellte Lehrer werden 100 Mark weniger gezahlt), 
jodann in einem Zuſchuß zu den neun Mlterszulagen, die die Lehrkräfte von 
je 3 zu 3 Sahren von ihrem 7. Dienftjahre ab erhalten, und zwar im Be— 
trage von 337 Mark für jede Lehritelle bi3 zur Höhe von 700 Marf für den 
Einzelfall, und zu dem Witwen- und Waijengeld bis zur Höhe von 420 Mark 
jährlich für eine Lehrerswitwe, 140 Mark für jede Bollwaife, 84 Marf 
fiir jede Halbwaije, ſchließlich noch in genau feitgefegten Zujchüffen für Volks— 
ichulbauten. Außerdem hat der Staat den Schulverbänden im Falle des Un- 
vermögen Ergänzungszujchüffe aus einer Reihe von Fonds zu gewähren; den 
öffentlichen jüdischen Schulen, die ja nur bei nachgewiejener Leiftungsfähigkeit 
der jüdiſchen Bevölkerung errichtet werden dürfen, dürften fie wohl nur dann 
zugebilligt werden, wenn durch bejondere Umftände, 3. B. Wegzug oder Tod 
der wohlhabenditen Steuerpflichtigen, die Leiftungsfähigfeit des Schulverbandes 
eine weſentliche Schmälerung erfahren hat. Zu den Staat3beiträgen fommen 
jodann die Pflichtbeiträge der Kommunen; ihre Höhe iſt nach dem Betrage 
der Kommunalabgabe der jüdischen Einwohner, ferner nach den jonftigen für 
das Schulwejen aufgewendeten Leistungen der bürgerlichen Gemeinden und der 
Erleichterung, welche den Kommunalſchulen durch die befondere jüdiſche Schule 
erwächit, „in billiger Were“ zu bemeſſen. Falls feine gütliche Vereinbarung 
der Beteiligten zuſtande kommt, ſetzt der Unterrichtsminifter die Beiträge feit. 


Die weitaus verbreitetite Form, die jüdische Religionsſchule, ift 
aus der Verpflichtung der Synagogengemeinden entitanden, „jolche Einrichtungen 
zu treffen, daß es feinem jüdischen Kinde während des jchulpflichtigen Alters 
an dem erforderlichen Neligiongunterricht fehlt" (F 62 des Geſetzes vom 
23. Juli 1847). Die Aufwendungen für diefe Schulen lagen vor Erlaß des 
Schulunterhaltungsgejeges — abgejehen von den Fällen, wo die bürgerlichen 
Gemeinden die Sorge für den Unterricht freiwillig übernommen hatten, oder 
wo Öffentliche jüdische Volksschulen beftanden, — den Synagogengemeinden allein 
ob; durch den Minijterial-Erlaß vom 13. Mai 1899 wurde den bürgerlichen 
Gemeinden, die anftelle Leiftungsunfähiger Synagogengemeinden in ihren Schulen 
bejonderen jüdiſchen Neligionsunterricht einrichteten, bei eigenem Unvermögen 
eine Beihilfe aus Staatsmitteln in Ausficht geftellt, jobald wenigſtens 12 Kin- 
der an dem Unterricht teilnehmen. Nach den Beſtimmungen des Schulunter- 
haltungsgejeges bleibt den bürgerlichen Gemeinden auch weiter die Einführung 
des jüdiſchen Neligiongunterrichtes in den Kommunalfchulen freigeftellt; nur 
haben fie, falls die Synagogengemeinde die Sorge für den Neligionsunterricht 
trägt, die Beihilfe zu den Koften für den Neligiongunterricht in gleicher Art 
wie für eine öffentliche jüdiſche Schule zu leiften, fofern die Zahl der ein- 
heimiſchen jüdischen Kinder dauernd mindeftens 12 beträgt; ferner ift feit 1908 
in den Staatshaushaltzetat eine beftimmte Summe eingeftellt, um leiſtungs— 
unfähige Synagogengemeinden bei der Erteilung des jüdischen Neligionsunter- 
richte an Volksſchulkinder zu unterftügen; aber auch diefe Beihilfe kommt nur 
jolchen Gemeinden zu, die mindeftens 12 jüdische fchulpflichtige Kinder auf- 
weijen können, und gerade den leiftungsunfähigften, Kleinsten Gemeinden können 


— 


ſie wegen dieſer Beſtimmung nicht zugewendet werden — alle Verſuche, hier 
eine Aenderung herbeizuführen, ſind bisher geſcheitert. 

Die Anſtellung der Lehrer an den jüdiſchen Religionsſchulen kann durch 
die bürgerlichen Gemeinden erfolgen, falls ſie die geſamten Koſten tragen; 
die Kommunen können indes auch die Berufung den Synagogengemeinden 
überlaſſen. In den weitaus meiſten Fällen erfolgt die Anſtellung durch die 
Synagogengemeinde, die auch nach eigenem Ermeſſen die Regelung der Be— 
ſoldungs-, Penſions- nnd Reliktenverhältniſſe des anzuſtellenden Lehrers vornimmt ; 
der Staatsregierung fteht nur das Recht der Prüfung zu, ob der jüdijche 
Religionzlehrer die erforderliche fittliche und pädagogiiche Befähigung „zur 
Ausübung eines Elementarſchulamts“ hat (in vielen Fällen ift die Negierung, 
namentlich wo es ſich um Anftellung von Lehrern in kleinen Gemeinden han- 
delt, über die letztere Borjchrift jogar Hinweggegangen!). Die geradezu troft- 
loſen Berhältnifje, die innerhalb des jüdischen Lehrerſtandes bei dem Fehlen 
jeglicher behördlicher Vorſchriften erwachſen find, haben wiederholt die Auf- 
merfjamfeit der Regierung erregt; leider hat ſich die Teilnahme jowohl des 
Staate8 wie der gejebgebenden Faktoren bisher auf ſtatiſtiſche Ermittelungen 
beichränft, aus denen feine weiteren Folgerungen gezogen worden find, und 
auf die platonische Forderung des Abgeordnetenhaujes, „Daß die Neligions- 
lehrer angemefjen bejoldet fein jollen“. 

Neben den im Schulunterhaltungsgejeg bezeichneten Schulformen finden 
fich in allen Teilen unferes Baterlandes noch) private, bald von Synagogen- 
gemeinden, bald von Schulvereinen eingerichtete jüdische Volksschulen, für deren 
Errichtung und Erhaltung diejelben Beitimmungen wie für die übrigen priva- 
ten Schulen gelten. Die Lehrer an diejen Schulen find Privatangejtellte der 
Synagogengemeinde oder der Schulvereine, die Staatsregierung übt nur die 
fir private Schulen vorgejchriebene Aufficht über den Lehrplan und prüft — 
ebenfo wie bei den Neligionslehrern — lediglich die fittliche und pädagogijche 
Dualififation der Lehrer; die Anftellungs-, Bejoldungs- und Neliktenverhält- 
niffe der Lehrer an privaten Schulen find ebenjo wenig wie die der Lehrer 
an Religionsſchulen irgendwie gejeglich geregelt. 

Die Trage, welche diefer Schulformen für die Erziehung 
der jüdischen Kinder am zweckdienlichſten erſcheint, iſt wieder— 
holt von religiöfen, pädagogijchen, politifchen und utilitariftiichen Gejichts- 
punkten heraus beantwortet worden; auch die nachfolgenden Erörterungen jollen 
fich in der gleichen Neihenfolge bewegen. 

Der religiöje Geſichtspunkt. Der unbeſtritten bedeutſamſte 
Geſichtspunkt, von dem aus für uns die Erziehung der jüdiſchen Jugend 
betrachtet werden muß, iſt der religiöſe. Von unſeren andersgläubigen Mitbürgern 
trennt uns einzig und allein unſere religiöſe Ueberzeugung, die wir als köſt— 
lichſtes Gut von unſeren Ahnen übernommen haben und unſeren Nachkommen 
in ungetrübter Reinheit zu erhalten als heiligſte Verpflichtung anſehen. Je 
enger und mannigfache andere Beziehungen an unjere Baterlandsgenofjen Fetten, 
je inniger zu unferer Genugtuung und Freude fich die Bande zwijchen ihnen 
und uns feit der Zeit vor 100 Jahren, die uns zu Bürgern unjeres Vater- 
(andes machte, gefeftigt haben, deſto wachſamer haben wir zu jein, daß nicht 
unfer religiöjes Erbgut in und durch diefe Verbindung Schaden erleide, daß 
nicht — wie fo oft in der Gefchichte — ſchließlich die winzige Minorität von 
den reißenden Waſſern der großen Mafje überftrömt werde. Den beiten Damm 
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gegen die drohende Ueberflutung hat in unferer Geſchichte immer die Kenntnis 
der Gotteslehre gebildet, die mit ihrer Klarheit und Erhabenheit die Wanken— 
den fejthielt und ihren Belennern den Mut verlieh, allen Widerwärtigfeiten 
und Leiden, die fie ihres Glaubens willen zu erdulden hatten, Widerftand zu 
feiften. Die forgfältige Pflege des Neligionsunterrichts, der dieje Kenntnis 
unferer Jugend zu übermitteln hat, ift aus diefem Grunde oberjte Anfgabe 
aller derjenigen, denen die Sorge für die Erziehung des heranwachjenden Ge- 
ſchlechts übertragen ift, und fie werden aus diefer Verpflichtung heraus Die- 
jenige Schulform als die geeignetite zu wählen haben, die diejer Forderung 
am vollfommenften entiprechen Fann. 

Am umfafjendften ift eine religiöfe Einwirkung auf die heranmwachjende 
Jugend in der jüdischen Religionsſchule möglich: Die zu behandelnden 
Unterrichtsftoffe (der Lehrplan), das Lehrziel, die unterrichtlihde Methode, die 
äußere Gruppierung bleiben hier dem Ermefjen der jüdischen Gemeinde über- 
laffen, die fie nach dem Bedürfnis ändern kann, ohne jemals eine behördliche 
Zuftimmung nötig zu haben. Auch die Anftellung des Lehrers kann bier 
gemäß der religiöjen Richtung der Gemeinde erfolgen, jo daß ein Zwieſpalt 
zwilchen Schule und Haus, der freilich von einem taftvollen Xehrer in 
jedem Falle vermieden werden wird, von vornherein ausgeſchloſſen iſt. 
Neben der bibliichen und nachbibliichen Geichichte, die in allen Schulformen 
die zunächitliegenden Unterrichtsgegenftände bilden, neben der zufammenfafjenden 
Religionslehre wird auch dem hebräijchen Unterricht hier die jorgfältige 
Pflege zuteil werden, die ihm unbeftritten als wejentlicher Teil des Religions- 
unterricht? gebührt. Haben jene Unterrichtsitoffe die Aufgabe, die Kinder mit 
Berftändnis für den Lehrinhalt und die Wahrheiten der jüdischen Religion zu 
erfüllen, jo bleibt dem hebräifchen Unterricht das bedeutjame Ziel, fie zu 
febendiger Teilnahme am veligiöjen Leben der Gemeinde zu befähigen, ihnen 
jowohl die innere Anteilnahme am Gottesdienst wie am gottesdienftlichen 
Leben in der Familie zu ermöglichen. Den VBorzügen, die hierdurch die jü— 
diſche Neligionsschule gegenüber den anderen Schulformen aufweilt, ftehen 
freiih recht erhebliche Bedenken gegenüber, die ihre Einführung und 
weitere Verbreitung nur als Notbehelf erjicheinen laſſen. Abgejehen davon, 
daß die Abhängigkeit des geſamten Unterricht8 von einer Verwaltung recht 
bedenklich ift, deren Mitglieder Schon mangels einer fachlichen Vorbildung fich 
nicht immer bei ihren Maßnahmen durch rein fachliche Erwägungen leiten 
lafjen, daß hierdurch in den ruhigen Gang des Unterrichts leicht durch wech— 
jelnde Strömungen eine Störung und Beeinträchtigung des unterrichtlichen 
Erfolgs gelangen, fünnen auch noch andere Faktoren feine Aufgabe mehr oder 
weniger illuforiich machen. Zunächſt ift die Unterrichtszeit, die der Reli— 
gionsſchule zur Verfügung fteht, eine vecht unglückliche. Der chriftliche Neli- 
gionsunterricht wird in jehr vielen Fällen in der 1. Vormittagsftunde erteilt; 
die jüdischen Kinder können ihm nicht in der gleichen Zeit erhalten, weil 
die Unterrichtsräume der jüdiſchen Religionsſchule fich faft überall außerhalb 
der Kommunaljchulen befinden und fie fo nicht rechtzeitig zum Beginn der 2. 
- Unterrichtftunde in ihren Schulen fein können; zudem find in der Reli- 
gionsſchule Schüler und Schülerinnen verschiedener Lehranftalten ver- 
einigt, zwilchen denen faum jemals eine Gleichmäßigfeit des Stundenplang 
vorhanden jein wird. So muß denn der jüdische Religionsunterricht auf die 
unterrichtäfreien Stunden, nah Schluß des Vormittagsunterrichts, auf die 
Nachmittage und ſehr Häufig auf den Sonntag gelegt werden; in erſterem 
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Falle fommen die Kinder ermitdet und abgeipannt, nachmittags und Sonntags 
oft widerwillig zum Unterricht, und bei dem wahlfreien Charakter, den auch 
der in der jüdiſchen Religionsſchule erteilte Unterricht laut Entjcheidung des 
Dberverwaltungsgerichts vom 29. Mai 1896 und des Kammergericht3 vom 
14. März 1901 bat, wird der Beſuch des Unterrichts immer mangelhaft 
bleiben und jo jeinen eigentlichen Zweck verfehlen. Nicht weniger bedenklich 
ift der Mißſtand, daß der in der jüdischen Neligionsschule erteilte Unterricht 
völlig losgelöſt von den übrigen Unterrichtsgegenftänden der Schule ift, 
gewifjermaßen in eine Reihe mit dem gleichfalls außerhalb des Lehrplans 
jtehenden Fachunterricht (Handfertigkeits-, Modellierunterricht) tritt und jo all’ 
der erziehlich wertvollen Momente entbehren muß, die die übrigen Unterrichts- 
gegenftände miteinander gemeinjfam haben. inigermaßen wird diefer ſchwere 
Schaden durch eine vertiefte Methode gemildert werden fünnen, die noch mehr, 
wie es jet der Fall ift, den unterrichtlichen Erfolg verbürgt. Freilich muß 
der Zehrer an der Religionsſchule zu diefer gründlichen pädagogischen Schulung, 
zu der Begeifterung, die er jeinem Berufe entgegenbringt, auch die ausreichende 
geficherte Lebensſtellung bejigen, die e3 ihm ermöglicht, alle feine Kräfte in 
den Dienjt der Schule zu ftellen und fie nicht in allerlei Nebenbejchäftigungen 
zu zeriplittern. Wird ihm diefe Stellung eingeräumt, dann werden auch alle 
jonjtigen äußeren Schäden jchwinden, an denen der Unterricht in vielen 
Neligionsschulen gegenwärtig Frankt, vor allem der häufige Lehrerwechjel, eine 
Folge der problematiichen Anjtellung und völlig unzureichenden Bejoldungs- 
verhältniffe — dann wird auch eine Heranziehung von minderwertigen, unzu— 
reichend vorgebildeten Zehrfräften unnötig werden, deren Schwächen gar oft die 
Schüler zu Spott und Unfug veizen und die Stunde religiöjer Erhebung oft 
in da3 Gegenteil verkehren. 

Sn allen anderen Schulformen tritt uns lediglich) der auf deutjchen 
Lehrerbildungsanftalten, namentlich auch für den Neligionsunterricht vorgebil- 
dete Lehrer entgegen; in der chriftlich-jüdischen und öffentlich-jüdiichen Schule 
befigt er völlige Gleichjtellung mit den chriftlichen Lehrern jeines Wirfungs- 
freifeg und kann al’ feine Fähigkeiten bei dem im allgemeinen ausreichenden 
Einfommen zum Wohle der Jugend verwenden — der Lehrer der jüdiſchen 
Privatſchule befindet fich demgegenüber als Privatbeamter der Synagogen- 
gemeinde oder eines Schulvereines zumeift in gleicher Xage wie der Lehrer an 
der jüdischen NReligionsschule, und manche vorhin gerügten Mängel werden aus 
diefer Urfache auch dem Religionsunterricht in der jüdiſchen Privatichule an- 
haften. Ein weiterer Vorzug des Neligionsunterricht3 in diefen Schulformen 
gegenüber dem an der isr. Religionsſchule befteht darin, daß er in den 
Rahmen des Gefamtunterrichts eingefügt ift, von dem an Der 
Schule auch mit andersartigen Gegenjtänden betrauten Lehrer erteilt wird und 
dadurch) in den Augen des Kindes die gleiche Würdigung erhält, die es den 
anderen Unterrichtsfächern entgegenbringt; ferner kann der Lehrer in dieſen 
Schulformen durch feine Autorität auch das Intereſſe für den hebrätjchen 
Unterricht in der Jugend erweden und lebendig erhalten und jeine Zöglinge 
in geeigneter Zeit, zumeift wohl im Anfchluß an den lehrplanmäßigen Unter- 
richt der Schule, mit der Sprache der Gebete vertraut machen. 

Bor der chriftlich-jüdiichen Schulform hat die öffentliche und private 
jüdifche Schule den Vorzug, daß der Neligionsunterricht zu den anderen 
Unterrichtsfächern in mannigfachen ungezwungenen Zufammenhang tritt, die 
ihn ſelbſt befruchten und auch den anderen Unterrichtsfächern zugute kommen 
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wird. Der jüdiiche Lehrer an der chriftlich-jüdiichen Schule hütet ſich, ſchon 
um feinen Anlaß zu irgend welchem Anftoß zu geben, Lehren und Beilpiele, 
die er den jüdischen Zöglingen in der Religionsſtunde beigebracht hat, bei 
dem Unterricht in anderen Gegenftänden, den er jüdiichen und chriftlichen 
Kindern erteilt, irgendwie heranzuziehen; der Lehrer der jüdischen Schule ift 
hier unbeſchränkt und kann die Wahrheiten der fittlich-religiöjen Ideen, Die 
die Kinder in der NReligionzftunde gewonnen haben, auch ohne daß er den 
Zillerfchen Konzentrationsftandpunft teilt, durch den anderweitigen Unterricht 
finden und beftätigen lafjen. 

Hierzu kommt fchließlich, daß die Kinder der jüdiichen Schulen während 
ihrer Schulzeit an dem Gottesdienjt der Gemeinde teilnehmen und die Sabbath- 
ruhe genießen fünnen, die mit den Worten Hermann Cohens als das „joziale 
Symbol des Judentums“ feitgehalten werden. muß, wenngleich die wirtichaft- 
(then Berhältniffe der neueren Zeit dev Gejamtheit der Juden die Heilighal- 
tung des Sabbath erjchweren und beeinträchtigen; Fennzeichnen doch in gleicher 
Weiſe die „Richtlinien zu einem Programm für das Tiberale Judentum‘ (Seite 
59) Sabbath und Feite als Träger der bedentenditen religiöjen Gedanken und 
Erinnerungen und bezeichnen die häusliche Feier und den Bejuch des Gottes- 
Dienstes an diefen Tagen al3 unerläßliche Korderung für das religiöje 
Leben de3 einzelnen! Die Unannehmlichkeit, die dem Schüler einer 
jüdiichen Schule dadurch erwächlt, daß er an dem allgemeinen Ruhetag, dem 
Sonntag, die Schule bejuchen muß, wird reichlich Durch den höheren ftttlichen 
Gewinn aufgewogen, den er für jein Leben, wie es ſich auch }päter immer 
gejtaltet, aus der weihevollen Feier dieſer Tage jchöpft. 


Der pädagogische Geſichtspunkt. Nach dem religiöſen wird 
der pädagogiſche Geſichtspunkt bei der Frage der für unſere Jugend geeig— 
neten Schulform den weſentlichſten Faktor bilden. Diejenige Form erſcheint 
hier als die zweckmäßigſte, in der das Erziehungsziel der Volksſchule auf die 
beſtmöglichſte Weiſe erreicht wird. Sicherlich wird dies in einer wohlauf— 
gebauten und wohlgegliederten Anſtalt bequemer und leichter möglich ſein als 
in einer geringer gegliederten oder gar einklaſſigen Schule, und ſo hat denn 
auch die vollentwickelte achtklaſſige Schule — wie die ſtatiſtiſchen Unter— 
ſuchungen ergeben haben — in allen Teilen unſeres Vaterlandes die beſten 
unterrichtlichen Erfolge aufzuweiſen; ſie erleichtert den regelmäßigen Aufſtieg 
auch der ſchwächeren Kinder und gewährt am ſicherſten dem Schüler die ſeiner 
Begabung und Leiſtungsfähigkeit entſprechende unterrichtliche Verſorgung. Be— 
dingung dabei iſt freilich, daß die Klaſſen nicht zu überfüllt und die Schule 
nicht zu umfangreich iſt; in den ſog. Mammuthſchulen oder Bildungsfabriken 
gehen gerade die für die Erziehung gewichtigen Momente, die unmittelbare 
Einwirkung des Lehrers auf jeden Schüler, die Berückſichtigung der Individua— 
Ittät des Kindes, das enge Zuſammenwirken zwijchen Elternhaus und Schule 
oft verloren; hier fünnen die Kinder wohl mit einer gewiffen Maſſe von 
Kenntniffen und Fähigkeiten verjehen werden, aber das oberste Ziel jeder Er- 
. ziehung, die Charafterbildung, wird gar leicht in ihnen vernachläffigt. Im 
pädagogischen Streifen erfreut ſich deshalb ſelbſt die einflaflige Schule, Die 
unvollfommenjte aller Schularten, durch ihren familienhaften Charakter, die 
enge Verbindung zwiſchen Lehrer und Schulgemeinde und die Einheitlichkeit 
der Schuleinrichtung einer gewiſſen Schätzung (vgl. Hollkamm, inflaffige 
Schule), und der befannte Pädagoge Dörpfeld z0g aus diefen Gründen das 
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4klaſſige Schulſyſtem einem 8klaſſigen vor (Dörpfeld, zwei pädagogiſche Gutachten). 

Die Aussicht auf einen wohlgegliederten Aufbau und damit auf eine Er- 
höhung der Schulleiftungen Hat, namentlich in der Aera Falk, isr. Syagogen- 
gemeinden oder Schuljozietäten zu einer Vereinigung der isr. Schule mit der 
evangelifchen (jelten der katholiſchen) ihres Ortes geführt; wo dieſe Vereinigung 
unter ausdrüclicher Anerkennung der Gleichberechtigung der zufammengefaßten 
Teile vor fich ging, wie bei der chriftlich-jüdischen Schulform, hat fie ſich in 
pädagogijcher Hinficht tatfächlich bewährt. Zu jener Zeit trat zudem dag trennende 
religiöfe Moment auch im politiichen Leben Hinter dem gemeinjamen natio- 
nalen zurück; die ganze Denk- und Anſchauungsweiſe war auf gegenfeitige An- 
erfennung, auf Einigkeit und Frieden abgeltimmt, und die chriftlich-jüdische 
Schule wurde eine Erziehungsstätte für die wahrhafte Uebung der Toleranz 
auch im fpäteren Leben. Leider legte fich bald nach Falfs Abgang der Meltau 
der antifemitischen Bewegung mit ihren Folgeerjcheinungen, dem Chauvi- 
nismus und Nafjenfanatismus, auf dieſe hoffnungsreiche Blütezeit, und die 
Stätte des fameradichaftlichen Zuſammenlebens wurde durch die Einwirfung 
von außen zu einem Platze wüſter fonfefjioneller Reibereien, die den Kindern 
jüdischen Glaubens manche Schwere Stunde bereiteten und in ihnen gar oft 
die Ichönften Gaben der Kindheit, den jugendlichen Frohſinn und die liebevolle 
Hingabe an die gleichjtrebenden Genofjen, unterdrüdten (Adler, Schulunter- 
haltungsgejeß, ©. 9.). Zudem wurde die chriftlich-jüdiiche Schulform, da auch die 
feitenden Kreife fic) der neuen Strömung geneigt zeigten, hinter die hriftlich- 
fonfeflionelle zurücigedrängt, und die jüdischen Kinder fanden fich immer mehr 
einer Gemeinschaft gegenüber, die ſich ihnen, wenn nicht direft feindlich, doc) 
fremd gegenüberjtellte. Bet diefer Sachlage wurde der frühere Zuftand, wo 
die jüdischen Kinder friedlich und glücklich in ihrer Heinen Schule herangebildet 
wurden, von gar manchen, die eifrig für das Aufgehen in die neue, befjer 
gegliederte Schulform gewirkt hatten, zurückgeſehnt! Und noch eines anderen 
Vorzugs der jüdischen Schule wurden fie ſich jeßt erft bewußt: Die jüdische 
Schule, die im Zeitalter der Aufklärung und Humanität gegründet war, hatte 
an dieſen Ideen Stets feitgehalten und die Achtung wor jeder anderen Ueber— 
zeugung, Menfchen- und Nächitenliebe, ebenjo gepflegt wie die treue und innige 
Anhänglichfeit an das Baterland; fie war ebenjo eine allgemein 
humane wie eine deutfche Schule! Leider haben jelbjt Glaubensgenofjen 
in leichtfertiger Weife über fie den Stab gebrochen und ihr vorgeworfen, daß 
auch fie — wie jede konfeſſionelle Schule — ihren Zöglingen ein bejonderes 
Denken, Fühlen und Empfinden einimpfe. Hätten ſie fid) der Mühe unter- 
zogen, einen Einblid in das Weſen und Schaffen der jüdiſchen Schule zu 
gewinnen, dann würden fie eine Erziehungsftätte gefunden haben, im der mur 
ſolche Bejonderheiten gepflegt wurden, die auch der Allgemeinheit zu ftatten 
fommen, in der die jüdische Jugend zu Männern und Frauen herangebildet 
wird, die ihre Aufgaben in und für die Gejellfchaft und dag Vaterland 
begreifen lernt, in der fie dabei zu treuem Feithalten an den angeftammten 
Glauben erzogen wird, zu einer Bejonderheit, die wir gerade in Deutſch— 
land, dem Land der Treue, mit Stolz befennen jollten! Und 
weiter — gerade eine winzige Minorität, wie wir fie innerhalb unjerer 
andersgläubigen Mitbürger bilden, jollte die Pflicht haben, peinlichjt bei Er: 
ziehung der Kinder diefe treue Anhänglichfeit an der Väter Glauben zu 
pflegen, das zarte, leicht beeinflußbare Eindliche Gemüt vor Einwirkungen zu 
bewahren, die zu Untreue, zu Gleichgültigkeit oder gar zu Abfall führen! 
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Aber jelbft minder voreingenonimene Glaubensgenofjen hielten und halten 
heute noch ihre Kinder der jüdischen Schule fern, weil fie in ihr eine Stätte 
jehen, in der gewifje auffällige äußere Eigenarten in Erjcheinung treten, 
Ueberbleibfel aus der Zeit, in der die Juden zwangsweiſe unter ſich im Ghetto 
lebten. Es mag dahingeftellt bleiben, ob und inwieweit fich diefe Meinungen 
auf beftimmte Exlebniffe gründen; jollte es aber nicht gerade Pflicht dieſer 
Männer fein, ihre Kinder der jüdischen Schule anzuvertrauen und fich dadurch 
das Recht zu verichaffen, den Lehrer zur Abftellung etwaiger Mißftände, die 
fie gefunden haben, zu veranlaffen? In den weitaus meiften Fällen ift indes 
dDiefe Anficht von einer „Shettofchule” ein völlig unbegründetes 
Borurteil; Schon in den jüdischen Lehrerbildungsanftalten, mögen fie welcher 
Richtung auch immer angehören, werden die fünftigen Lehrer peinlichjt auch 
zu äußerlich modernen Menschen erzogen, und wie der jüdiiche Lehrer aller- 
orten darauf fieht, durch fein Auftreten in feinem Wirkungskreiſe und im Ver- 
fehr mit feinen andersgläubigen Kollegen dem Judentum und feinem Stande 
Ehre zu machen, jo achtet er auch in feiner Schule jorgfältig auf An— 
gewohnheiten und Eigenarten, die den Zöglingen fpäter im Kampfe mit dem 
Leben, den fie zu führen haben werden, zum Schaden gereichen Fünnten, und 
bleibt ernftlich auf ihre Abſtellung bemüht. 

Der Nachteil, den die jüdische Schule durch ihre zumeiſt geringere 
Gliederung gegenüber anderen Schulformen Hat, ift bet näherem Einblid auch 
nicht übermäßig groß. Im den Landgemeinden wird die Einweilung jüdijcher 
Kinder in die Drtsichulen höchitens eine Erweiterung der einklafligen in eine 
2Hajfige oder 3klaſſige Schule zur Folge haben; der geringfügigen befjeren 
Gliederung fteht aber hier das große Bedenken gegenüber, daß die jüdischen 
Kinder in überfüllte Schulflaffen fommen und jo der nachhaltigeren Einwir- 
fung ihrer Lehrer in erztiehlicher Hinficht entrüct find. Zudem hat der jüdische 
Lehrer in vielen Landgemeinden die Möglichkeit, den Begabteren unter jeiner 
geringen Schülerzahl eine über das Maß der Volksſchule hinausgehende Unter- 
weilung zu gewähren und ihnen nicht bloß eine gründliche Vorbildung für 
den Eintritt in die unterfte Klaſſe einer höheren Zehranftalt zu verjchaffen, 
jondern fte auch gleich fir den Beſuch der mittleren Klaffen diefer Anstalten 
vorzubereiten; er kann ferner bisweilen an die Schule ſelbſt eine Fortbildungs- 
klaſſe knüpfen, die dann allen Kindern eine beffere Ausbildung verbürgt und 
die jic für das ſpätere Leben gar oft jegensreich gezeigt hat. 

In Berlin könnten etwa 4—5 jüdische Kommunalfchulen eine gleich- 
vollfommene Gliederung erhalten wie fie die evangelischen Schulen aufweijen, 
in die gegenwärtig die jüdischen Kinder eingefchult find — dabei fteht nicht 
zu befürchten, daß die Kinder einen übermäßigen Schulweg zuriidzulegen haben 
würden. Die in entfernteren Stadtteilen wohnenden Schulfinder würden auch 
nad Einrichtung der jüdischen Kommunalfchule die evangelifchen Schulen befuchen, 
und eine Anzahl jüdijcher Lehrkräfte wiirde auch weiter ſchon zur VBerforgung 
Diejer Kinder mit Neligionsunterricht anzuftellen fein: Das Recht 
auf Berufung jüdischer Lehrer auch an den evangelifchen Schulen würde mit- 
hin in feiner Weile durch die Errichtung jüdischer Kommunalfchulen gefährdet! 


Der politische Geſichtspunkt. Die umfangreichſten Gründe 
gegen die Errichtung und Erhaltung jüdiſcher Volksſchulen werden aus politiſchen 
Geſichtspunkten heraus angeführt. Im öffentlichen Leben kämpfen die deutſchen 
Juden — ſo betont man — gegen die Fiktion eines chriſtlichen und vertreten 
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die Idee eines paritätiichen Staates, fie fönnen deshalb unmöglich die Vor- 
bereitung für das bürgerlihe Leben in dem Sinne unferer politiichen 
Gegner verlangen; denn die Idee des hrijtlihen Staates fordert gerade diefe 
Vorbereitung in der Eonfeffionellen Schule. Die deutjhen Juden müſſen 
vielmehr mit aller Kraft in erjter Reihe aus dem Grundfaß unferer Gleid)- 
berehtigung im Staate für die allgemeine oder paritätifhe Schulform ein- 
treten und nicht mit unjeren antijemitiihen Gegnern die Verweiluna 
jüdiiher Schüler in bejondere jüdische Schulen verlangen. Selbit wenn für 
die israelitiihen Gemeinden aus der jüdiich-fFonfeffionellen Schule mannig- 
fahe Vorteile erwachſen, iſt fie von diefem Standpunkt heraus abzulehnen. 
Die deutjhen Juden dürfen ferner nicht unfere wohlgefinnten chriſtlichen Mit- 
bürger daran gewöhnen, daß fie mit ihnen feinerlei Gemeinſchaft haben 
wollen; jhon in der frühen Kindheit muß das Gefühl treuer Gemeinbürger- 
Ihaft dur gemeinjame Erziehung einfeßen und jih von hier im fpäteren 
Leben in gemeinjhaftlihem Wirken für das allen Deutſchen gemeinjame 
Vaterland betätigen. Aus diefem Grunde müſſen wir felbjt allerlei Zurüd- 
leßungen, die wir — wie im öffentlihen Zeben überhaupt — jo auch im 
Schulleben noch erfahren, ertragen und unentwegt auf Beleitigung diefer 
gegen die Reichsverfallung verjtoßenden Makregeln dringen. Mir müſſen 
ſelbſt unvollkommene Schulformen unterjtüßen, aber in ihnen nachdrücklich 
daraufhinarbeiten, daß jie zu Anjtalten in unjerem Sinne, alfo zu paritä- 
tilhen oder allgemeinen Schulen, umgeformt werden. Wir willen zum Bei: 
Ipiel, daß die jog. Simultanfhulen nur die Gleichberechtigung der beiden 
hrijtlihen Konfellionen verbürgen, aber wir haben doch mit ihnen in der 
Hera Falk gute Erfahrungen gemadt und in diejer Zeit manche Schule, die 
lid) unjerem Ziel der paritätiihen Schulform näherte, fennen gelernt. Die 
heutige Zeitjtrömung, die der Simultanfchule wie der paritätiihen Schule 
abhold ijt und die einjeitige Eonfejjionelle Schulform begünjtigt, Tann ſich 
bei anderer politijcher Konjtellation leicht ändern und die paritätiihe Schul— 
form dann in voller Reinheit entjtehen laſſen: Bis zu dieſem Zeitpunft iſt 
es deshalb die Pflicht eines jeden deutichen Juden, der die gleichberechtiate 
Stellung im Staate erjtrebt, für die jimultane und gegen jede konfeſſionelle 
— aud die jüdiſch-konfeſſionelle — Schule einzutreten. Die Einweilung 
jüdiſcher Kinder in die chrütlich-Eonfejlionellen Schulen iſt auch der beite 
Damm gegen die antijemitiihe Strömung der Gegenwart; jelbjt antijemi- 
tiſche Lehrer werden ſich da, wo auch jüdiſche Kinder vorhanden find, ſorg— 
fältig in acht nehmen, ihren perjönlihen Neigungen zu folgen und in die 
ihrer Erziehung anvertrauten findlihen Gemüter durch Reden oder ſpötti— 
Ihe Bemerkungen über Juden und Judentum das Gift der Verheßung zu 
legen; ihr Amt madt es jelbjt derartigen Lehrern zur Pflicht, die jüdischen 
Kinder gegen Roheiten der Mitichüler in Schuß zu nehmen und dieje zur 
Verträglichkeit und Duldſamkeit zu erziehen. Und ſchließlich: Das Schul— 
unterhaltungsgejeß aibt uns das Recht, unfere Kinder in die öffentliche 
Bolfsihule zu enden — aus diefem Recht folat unjere Pflicht, es aud) 
auszuüben und alsdann Sorge zu tragen, daß in der öffentlichen Volfs- 
Ihule unfere Kinder auch jüdiſchen Neligionsunterriht auf Kojten der Kom- 
mune durd) feltangeltellte Lehrer erhalten. 

Diefen Argumenten gegenüber weijen die Verfechter der öffentlichen 
jüdiihen Volksſchule daraufhin, daß die Gleichberechtigung auf dem Ge— 
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bietdes Bolfsfhulwejensnidterfterfämpftzuwerden 
braudt, jondern in Preußen bereits feit dem 23. Juli 1847 durd) Geſetz 
feſtgelegt iſt. Dieſes Geſetz wie auch das Schulunterhaltungsgeſetz vom 
Jahre 1906 gewährt den Lehrern der öffentlichen jüdiſchen Schulen den 
gleichen Rang und die gleiche Stellung wie den Lehrern an den anderen 
öffentlichen Volksſchulen, überläßt es den Kommunen, jüdiſche Kommunal- 
Ichulen neben bejtehenden fatholifhen und evangeliihen einzurichten und zu 
unterhalten (vgl. Seite 5) oder verpflichtet Kommune und Staat zu anjehn- 
lihen Beihilfen, falls öffentlihe jüdiihe Schulen von den Synagogen- 
gemeinden oder Schuljozietäten unterhalten werden. Aus diejem Ned 
ergibt ſih fur uns die Pflicht esaudauszuübenundnidt 
einjeitigenpolitifdenTheorienzuliebe,dieaujgangz 
anderen Gebieten ausgefodhten werden fünnen, auf 
diefe Gleihberehtigung zu verzidten und Zu— 
tände im Schulwefen 3u dulden, die in unjeren 
Kindern |hon im zarten Alter das Gefühl der 
Zurüdjfegungund®Bereinfamung den andersgläubigen Alters- 
genofjen gegenüber auffommen lajjen müſſen, die ferner dem 
jüdiſchen Lehrer feines Glaubens wegen eine Stellung zuweilen, die eine 
direfte Herabwürdigung des Judentums bedeutet (vgl. Seite 4). Die An- 
licht, daß bei Beftehen einer öffentlichen jüdischen neben einer hrijtlicy-Eonfe]- 
lionellen Volksſchule in dem gleichen Drte die Gemeinbürgerijchaft Schaden 
erleidet und die Juden in einen gewiljen Gegenjaß zu den andersgläubigen 
Mitbürgern treten, wird am beiten durd) den Hinweis auf die Verhältnijje in 
all’ den Ortſchaften widerlegt, in denen ſich ſolche verjchiedenartige gleicdh- 
berehtigte Schulformen befinden: Nirgends ilt der Gedanke der 
Gleichberechtigung aller Bürger in alle Schichten der Bevölkerung tiefer ge- 
drungen und hat ſich in friedlihes Zuſammenwirken aller Teile für des 
Vaterlandes Wohl zur Tat umgejeßt, nirgends jtehen die jüdischen Lehrer 
mit den drijtlihen Amtsgenojjen in engerem Berfehr und nehmen oft inner- 
halb der Lehrervereinigung eine hervorragendere Stellung ein als in diejen 
Orten. Den beiten Beweis für diefe Behauptung bieten die Verhältniſſe in 
Rheinland und Weitfalen, das die größte Zahl öffentlich jüdiiher Volks— 
Ihulen aufweilt, jo in Cöln, wo die Kommune für die 600 jüdiſchen Volfs- 
\hulfinder mit einem Aufwand von falt 700000 M ein glänzendes Schul: 
gebäude eingerichtet hat, in dem 14 fejtangejtellte jtädtiche jüdische Lehrer 
und Lehrerinnen jowie 2 Hilfskräfte jüdishen Glaubens in 14 
Klaſſen tätig find, in Ejjen, wo 250 Kinder in der jüdiſchen Kommunal- 
ſchule in 5 Klaſſen von 5 jtädtifhen jüdischen Lehrern ihre Unter- 
weilung erhalten. Tritt in dieſen Drten etwa eine jtärfere anti- 
jemitifhe Strömung zutage als in denjenigen, die dffentliche jüdijche 
Boltsihulen nicht fennen, wo die jüdiichen Kinder in die evange- 
liſche Kommunalſchule eingewiefen werden und etwa nur einige jüdiſche 
‚ Lehrer und Lehrerinnen (der religiöfen Verjorgung diefer Kinder wegen) 
von den Kommunen angejtellt werden, wie in Berlin, wo bei mehr als 4000 
jüdiihen Kindern, die die evangeliihen Kommunalſchulen bejuden, 5 
jüdiihe Lehrer und 34 jüdiſche Lehrerinnen wirken oder in Breslau, wo 3 
jüdiſche Lehrer und 1 Lehrerin bei fait 600 jüdischen Volksſchulkindern unter 
einer Reihe demütigender Beichränfungen und im wejentlicen als Fach— 
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lehrer für den isr. Religionsunterricht tätig fein dürfen? überhaupt iſt die 
allgemein verbreitete Meinung, daß die allgemeine Schule eine „Annähe- 
rung, ein gegenjeitiges Sichfennen- und Adhtenlernen von Juden und. 
Chrijten“ bewirkt, leider zumeijt nur ein Phantom, das in der graufamen 
Wirklichkeit raſch verblaßt. Selbjt die innigjten Freundichaftsbande, die in 
der Schule gejhlojjen werden, halten im Leben — abgejehen von verein- 
zelten Fällen — nicht ſtand, Iodern und löfen ſich überrafchend jchnell: Nur 
eine einzige Schule fann, wie Gelles (Hamburger Isr. Yamilienblatt Nr. 
36, 1913) treffend bemerkt, ein Sichverjtehen, ein Sihadten ermöglichen, 
das ijt die Schule des Lebens. „Mer in diejfer als aufrechter Charafter 
fämpft, wird von allen Menſchen geachtet, auch wenn er Jude ijt, aber er 
muß ein aufrechter Jude jein. Alle anderen Schulen aber bedeuten hierfür 
herzlidy wenig.“ Widerſinnig erjcheint es jodann, nad) der Anficht der 
Freunde der jüdilhen Schule, die eigene fonfejlionelle Schule abzulehnen, 
dagegen die jüdischen Kinder der Eonfejjionellen Schule eines anderen 
Bekenntniſſes zu übergeben, wohin fie in jo vielen Beziehungen 
nicht gehören, da jelbjt der vorurteilsfreiejte Lehrer in ſolchen Schulen auf 
die wenigen andersgläubigen Kinder feine Rüdjiht nehmen fann. Denn 
er wird pflichtgemäß beim Unterricht alle pädagogiſch-wertvollen Hilfsmittel 
heranziehen, Beilpiele und Hinweile auf Kehren und Erfahrungen verwen- 
den, die jeine Zöglinge aus dem Religionsunterriht oder dem kirchlichen 
Leben ihrer Gemeinſchaft gewonnen haben, und wird bei dem apologeti- 
ſchen Charafter, den oft der chriſtliche Religionsunterricht. trägt, jo manches 
Mal auch unabfichtlic das Gemüt des jüdishen Kindes empfindlich verlegen 
müjjen. Schon die Pflicht der Selbjterhaltung gebietet es ferner, dringende 
Gegenwartsforderungen um etwaiger Möglichkeiten für die Zukunft willen 
nicht hintanzuhalten: Das dringendjte Gebot der Gegenwart aber ijt, die 
Kinder ſchon in der Schule zu dem heißen Lebensfampfe auszurüjten, der 
heute feinem Juden erjpart bleibt, zu dem Kampfe mit den feindjeligen 
Malen da draußen auf der Gajje, zu dem Kampf in unjeren eigenen 
Mauern, der unjere Gotteshäufer unterminiert (Feiner, Brot. des VI. 
Hemeindeverbandstags, Seite 30). Wo Fann dieje Ausrüjtung am zwed- 
mäßigjten und nachhaltigſten vor ſich gehen — in der Schule, in der jüdiſche 
mit hrijtlihen Kindern vereint find oder in der jüdijhen Volfs- 
ſchule? Aud) die jüdiſche Religionsſchule kann dieje Rüjtung zum Kampf 
gegen Antifemitismus und Sndifferentismus bei der winzigen Zeit nicht 
vornehmen, in der ihr die Kinder zur Verfügung ftehen, und in der jie die 
zunädjt liegenden Aufgaben, die Kenntnis unjeres Schrifttums und unjerer 
Religionsgeichichte, zu erfüllen hat: Da ijt und bleibt die jüdiſche Volksſchule 
die einzige und wirkſamſte Stätte! Wird dieje dringliche Gegenwartsforde- 
rung nicht erfüllt, dann fann der Fall eintreten, daß, wenn einmal die Dof- 
trinen der liberalen Bolitiker in die Wirklichkeit umgejeßt ſind, wenn einmal 
die allgemeine paritätiihe Schule zur Herrſchaft auch in Preußen gelangt, 
die Zahl der jüdiſchen Kinder infolge der bisher betriebenen Schulpolitif ſich 
fo verringert hat, daß die neue Aera nur nod) einem winzigen Häuflein 
zugute fommen wird! Melde Beahtung alsdann die bejonderen Inter— 
eſſen der jüdischen Bürger, zum Beiſpiel hinfihtlid der Erteilung des 
Religionsunterrihts durch den Staat, erfahren werden, zeigen die Vorgänge 
anläßlich des Schulunterhaltungsgejeßes. Die Gleihgültigfeit der großen 
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Malie der Glaubensgenofjen bot der Regierung willkommene Öelegenheit, 
bei der Neuregelung in ihrem Entwurf das ganze jüdiſche Schulwejen det 
Willkür der bürgerlichen Gemeinden zu überlajjen; glüdliherweile fanden lid) 
noch Männer, die die Gefahr rechtzeitig erfannten und nachdrücklich für die 
Erhaltung der jüdishen Schule eintraten; leider fonnte bei der Zer— 
flüftung innerhalb der deutſchen Sudenheit das namentlich von dem Verband 
der deutſchen Juden erjtrebte weitere Ziel nicht erreicht werden, daß den 
neugegründeten Schulverbänden die Sorge für Aufbringung der Kojten aud) 
der isr. Religionsſchule auferlegt wurde. In der Zukunft würde die Regie: 
rung nod) leichteres Spiel haben und bei der nod) geringeren Zahl der be- 
itehenden jüdiſchen Schulen überhaupt feine Erwägung anzuftellen brauden, 
welcher Erfat den deutihen Juden zu bieten ift! Und ſchließlich: Nach der 
Anficht der Freunde der jüdiſchen Schule ift es geradezu eine Verfündigung 
an unſerer Jugend, mit ihrer Erziehung allgemeine Politik treiben zu wollen: 
Sie darf nicht ein Spielball wechjelnder politiiher Strömungen ſein, jondern 
it einzig und allein auf dem feſten Grundfaß jtetiger ruhiger Entwidlung, 
alfeitiger Ausbildung der in dem Kinde ruhenden Fähigkeiten aufzubauen. 


DerJutilitariſtiſche Geſichtspunkt. Bei Beantwor— 


tung der Frage nad) der beſtmöglichen Schulform find nicht zuletzt auch Die 
Gründe heranzuziehen, die ſich aus der gegenwärtigen Lage der deutſchen 
Juden ergeben. Der Kampf ums Dafein hat namentlid in den leßten 
Tahrzehnten für die jüdiſchen Bewohner immer ſchärfere Yormen ange: 
nommen; durd) die direfte Verbindung zwiihen Produzenten und Konju- 
menten, duch) die immer größere Ausbreitung des genoſſenſchaftlichen 
Weſens iſt der Zwilhenhandel, der bisher dem größten Teile der Juden aud) 
in unferem Vaterland die Exijtenz verjchaffte, ausgejchaltet und dadurd) eine 
ganze Zahl von Familien erwerblos gemadt oder wenigjtens ſchwer im 
Erwerbe gejhädigt worden. Zunädjt hat jid) der wirtihaftlihe Rückgang 
der jüdishen Bevölferung in den Landgemeinden und Heinen Ortichaften 
gezeigt, und viele Familien verlegten ihren Wohnjiß in die größeren Städte, 
wo ſie mit den ihnen gebliebenen Mitteln einen neuen Erwerbszweig zu 
finden bofften. Die zurüdgebliebenen jüdiſchen Einwohner wurden durd) 
ven Wegzug der bejjer jituierten Glaubensgenojjen bald unfähig, die Sorge 
für Kultus und Religionsunterriht zu tragen; jo mußte der Religions- 
lehrer entlajjen, an jeine Stelle eine billigere „Kraft“ als Kultusbeamter 
berufen werden, der — obgleid) für den Unterricht nicht beſonders vorgebildet 
— doch „zur Not“ neben jeinen rituellen Funktionen den Religionsunterricht 
erteilen ſollte; jchließlih waren auch die Mittel für die Häglihe Beſoldung 
diejes Beamten nicht zu erihwingen: Die Gemeinde verfiel und löſte ſich 
auf. Anders in den Drten, die das Glüd hatten eine öffentlide 
jüdiſche Schule zu bejißen. Die Regierung [heute ji), aud) bei Weg— 
zug des größeren Teils der ist. Bewohner, die Schule aufzulöjen, zahlte die 
gejeglich fejtgelegten Beträge, die den weſentlichſten Teil der Beſol— 
dung des Lehrers ausmachten, Jelbjt für eine Schule, die bis auf weniger als 
12 Kinder zurüdgegangen war, in der bisherigen Höhe weiter, übernahm 
aud) fernerhin gemäß der gejeglichen Beltimmungen die Sorge für die Penfio- 
nierung und Reliftenverjicherung des Lehrers und jo wurde durd) die Schule 
das Hortbejtehen der Gemeinde gelihett. DabeihatdieGemeinde 
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geringere Laſten für den Religionsunterridt ihrer 
Kinder aufzubringen als dievorhin genannten Ge— 
meinden aufdem Lande oderinfleinen Ortſchaften, 
die feine Ööffentlihe Schule beſeſſen hatten und an- 
telle eines Xehrers einen Kultusbeamten anzuneh: 
men gendötigtwaren! Sollte es nit Ehrenpflicht all’ derer fein, 
denen die Sorge um die Wahrung unferes Glaubens obliegt, nicht bloß 
für die Erhaltung und Förderung der „lebensjähigen“ jüdischen Volksſchule 
einzutreten, jondern. mit aller Energie an die Errihtung öffent— 
liher jüdijher Volksſchulen, ſoweit es irgend erreichbar: ift, 
heranzugehen, |hon um aud) die jtaatlihen Mittel zum Fortbeitand diefer 
wirtſchaftlich chwachen Gemeinden zu gewinnen? Sollte wirflid) das viel 
gerühmte „Gemeinjchaftsbewußtjein“ der deutjchen Juden fi) in der Hilfs- 
leiftung für die öſtlichen Glaubensbrüder oder die Glaubensgenofjen im 
jernen Orient jo erihöpfen, daß fie der Glaubensnot der Brüder imeige- 
nen®Baterland ohne Berjtändnis und Mitleid gegenüber jtehen? 

Mit der Beantwortung diejer Frage jteht auch die der Exiſtenz der 
jüdiſchen Lehrerihaft in engjtem Zujammenhang. Nur bei Fortbeitehen 
der gegenwärtigen und möglichſt umfangreihen Gründung neuer dffent- 
licher jüdischer Volksſchulen können geeignete junge Leute für den Lehrer- 
beruf gewonnen werden; ſchon jeßt hat die fortdauernde Auflöfung öffent- 
licher jüdiſcher Schulen einen ſolchen Rüdgang in der Zahl der Semina- 
rilten zur Yolge gehabt, daß anjtelle der 5 beitehenden israel. Xehrerbildungs- 
anjtalten eine einzige für die wenigen Zöglinge ausreihend wäre. Mer 
wird aud) heutzutage einem jungen Dann den Rat erteilen, jüdiſcher Xehrer 
zu werden, wenn ihm lediglid) die Ausjicht winkt (denn nur wenige Glüd- 
tiche werden an einer dhriltlihen Kommunalſchule oder an den beitehenden 
jüdiihen Erziehungsanjtalten untergebracht werden fünnen) in einer Klein- 
gemeinde als Religionslehrer in fläglich bejoldeter Stellung und unjicherer 
Rage bis an feinen Lebensabend das Brot des Elends zu ejjen? Sit er 
nämlich erjt an einer Religionslehrerjtelle tätig, dann wird es dem jüdiſchen 
Lehrer durd) die Ordnung der Prüfung für die endgültige Anjtellung der 
Volksſchullehrer vom 13. Juli 1912 unmöglich gemadt, von hier aus etwa 
ſpäter doch einmal eine Stellung an einer öffentlihen Schule zu erringen; 
denn der jüdiſche Religionslehrer fann den Anforderungen, die in der 
Prüfungsordnung für die Zulajjung gejtellt werden, nicht entſprechen, er 
iſt niemals 2 Jahre vollbejchäftigter Xehrer in einer preußiſchen Volksſchule 
gewejen, und die Prüfung jelbjt darf nur in der Volksſchule des Lehrers, 
nicht aber an einer Religionsjchule, abgehalten werden! Das Minijterium 
hat es rundweg abgelehnt, für die jüdiſchen Religionsjchullehrer hier eine 
Ausnahmebeitimmung zu treffen. Für ernjte, harte Arbeit hat jo der 
jüdiſche Lehrer nicht den materiellen Erjaß, den er wie jeder andere Arbeiter 
zu beanſpruchen hat; foll gerade er aus dem Grunde, weil jein Haupt- 
arbeitsgebiet ein ideales ift, auf berechtigten materiellen Erfolg verzichten 
müſſen? Dieje traurigen Berhältnijje zwingen jelbjt Lehrer, die bereits 
jahrelang eine ſegensreiche Tätigkeit geübt haben, in der Sorge um die 
eigene Zukunft und die ihrer Yamilie den liebgewonnenen Beruf aufzu- 
geben und ſich einem anderen zuzuwenden, jolange jie nod) die geijtigen 
Fähigkeiten und die förperlihen Kräfte bejigen, und jo gehen uns eine 
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ganze Zahl trefflicher Arbeiter im Dienſt unferes angejtammten Glaubens 
‚ alljährlich verloren; an deren Stelle treten die minderwerligen Perſonen, 
deren Tätigkeit bereits geſchildert iſt und deren Wirken oft dem Judentum 
und der Judenheit nicht gerade zur Ehre gereicht. Schließlich müßten auch 
joziale Gründe die deutjhe Judenheit veranlajjen, ihre Aufmerfjamfeit 
der beitmöglichen Verforgung der jüdischen Lehrer zuzuwenden: Die Gebiete, 
die den deutſchen Juden offen jtehen, verengen jid) aus allerlei Urſachen, 
die hier nicht erörtert werden fönnen, von Jahr zu Jahr; warum will man 
nicht unferer Glaubensgemeinſchaft einen Stand zugänglid und erjtrebens- 
wert halten, der feinen Zugehörigen unter geordneten Verhältniljen ein 
auskömmliches Dafein und eine angejehene Stelle im Baterland verbürgt? 


Schlußergebnis: Die Abwägung aller Gründe wird ſicher— 
lich jeden objektiv Denkenden zu der Überzeugung führen, daß die deutſchen 
Suden nahdrüdlic) darauf hinzuarbeiten haben, die bejtehenden öffentlichen 
jüdischen Volksſchulen zu erhalten, und, wo es ſich irgend ermöglichen läßt, 
die Kommunen zur Einrihtung neuer jüdiſcher Volksſchulen zu veranlajjen. 
Überall da, wo ſich diefem Streben unüberwindlide Schwierigkeiten ent- 
gegenjtellen, it zunädjt die Errihtung öffentlicher chrijtli-jüdiicher 
Schulen zu betreiben; ijt auch diefe Schulform nicht zu erlangen, dann muß 
mindejitens duchgeſetzt werden, daß an den chriltlihen Konfeſſions— 
ihulen, die von jüdischen Kindern bejucht werden, auch jüdiſche Lehrer zur 
Anjtellung gelangen, und daß diejen Lehrern, um ihnen von vornherein 
eine gleichberechtigte Stellung mit ihren Amtsgenojjen zu gewährleilten, 
höchſtens 12 Religionsjtunden übertragen werden und ihnen jo die Möglich— 
feit zur Übernahme eines Ordinariats gewahrt bleibt. In allen Orten, die 
Simultanſchulen bejiten, muß es Pflicht der jüdiishen Bewohner fein, falls 
die Errihtung einer eigenen öffentlihen jüdiſchen Schule durchaus nicht 
durhführbar iſt, auf eine möglichſte Annäherung der jimultanen Form an 
die paritätiiche hinzuarbeiten, indem für jede Schule der Stadt, die von 
jüdiihen Kindern beſucht wird, die Anftellung auc jüdischer Lehrkräfte ge- 
jordert wird, ſchon damit der Religionsunterriht aud der jüdiſchen 
Kinder in dieſelbe Zeit gelegt werden fann, in der ihn die evandgeli- 
Ihen und fatholiihen Kinder der Simultanfchule erhalten. Alle Diele 
Schulen aber — das haben wohl die vorjtehenden Ausführungen ergeben — 
fönnen nieund nimmermehr unjeren Kindern die Erziehungswerte 
erjeßen, die ihnen die öffentlihe jüdiſche Volksſchule bieten 
Tann; ihre Erhaltung und Förderung muß deshalb nadhydrüdlihe Sorge aller 
derjenigen fein, denen das Wohl unferer Glaubensgemeinidaft, die Stär- 
fung des Judentums in unferem VBaterlande am Herzen liegt! 





ll. 


Die jüdiſche Volksſchule in Süddeutſchland. 


Von Simon Dingfelder in München. 


Die jüdiſche Volksſchule hatte in ihren Grenzen auch in Süddeutſch— 
land weſentlichen Anteil an der politiſchen und ſozialen Entwicklung und 
Befreiung der Juden des 19. Jahrhunderts. Sie war die Erzieherin der 
verachteten, durch Druck geiſtig und körperlich niedergehaltenen Schutzjuden 
zu deutſchen Staatsbürgern jüdiſchen Glaubens. 


Geſchichtliches. Maximilian Joſef, Bayerns erſter König, 
erließ am 15. Januar 1801 Vorſchläge zur Verbeſſerung der jüdiſchen Ver— 
hältniſſe: „Diejer unglüdlihen Menſchenklaſſe joll, nachdem man fie dod) 
nicht aus den Erbjtaaten verbannen fann, ohne ſich einer Grauſamkeit und 
Ungerechtigfeit ſchuldig zu maden, eine jolhe Einrihtung gegeben werden, 
durch welche fie allmählid) zu nüglichen Staatsbürgern erzogen werden.“ Die 
Vorſchläge verdichteten fi zum Edikt vom 10. Juni 1813, die Verhältnifje 
der jüdiihen Glaubensgenofjen im Königreich Bayern betreffend, dejjen 
3 33 nod) heute das Grundgejeß für die jüdishen Volksſchulen bildet: „Den 
Juden iſt bewilliget, eigene Schulen zu errihten, wenn ſie vorjhriftsmäßig 
gebildete und geprüfte Schullehrer aufitellen, welche königliche Untertanen 
jind, und denen ein Gehalt von wenigjtens 300 FI. gejichert ijt. Diejelben 
ind an den allgemeinen Lehrplan gebunden.“ 


Auch die Entjtehung der Württemberger ist. Volksſchulen fällt 
in die erjten Jahrzehnte des verflojjenen Jahrhunderts. Bernhardt Frank— 
furter, der Lehrer Berthold Auerbahs, wurde 1822 an die erjite deutſche 
Voltsihule einer Württemberger FJudengemeinde nad) Norditetten be- 
rufen. Bei der jtaatlihen Reform des Schulwejens 1828 diente jeine Schule 
als Vorbild. Das Gejeß vom 25. April 1828 follte wie in Bayern ein Er- 
ziehungsgejeß jein und die Regierung ſah in den an jüdiihen Schulen wir: 
fenden Lehrern Erzieher nicht bloß für die Jugend, fondern aud) für die der 
Schule Entwadjenen. So erklärt ſich die autoritative Stellung des Lehrers 
und Vorſängers als Vorligender des Kirchenvorjteheramtes in Orten, wo 

lic) fein Rabbiner befindet. 


„Schon binnen jehs Jahren nad) Erteilung jenes Geſetzes hatten fid) 
von der 11 000 Seelen betragenden jüdischen Bevölkerung 742 Sünglinge 
dem Aderbau, den Handwerfen und wiſſenſchaftlichen Berufen gewidmet; 
38 israelitiihe Schulen waren in rühmlicher QTätigfeit begriffen. Die 
ſchwäbiſchen Ssraeliten fonnten mit Stolz auf ihre foziale und moraliſche 
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Entwidlung hinweiſen.“ (Philippſon, Neuejte Geſchichte des jüd. Volkes 
Band I, ©. 248). 


Auch in Baden bejtanden in der erjten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
42 israelitiihe, auf das bejte eingerichtete Volksſchulen; ſchon 1816 wurde 
in Mannheim eine, mit Mittelihulprogramm ausgejtattete Unterrichts: 
anjtalt begründet. 1833 zählte man unter 21 000 badiihen Juden: 570 
Handwerfsmeilter, 341 Gejellen, 155 Lehrlinge, 206 Bauern, 22 Pächter, 26 
Gelehrte, 4 Schriftiteller, 23 Künjtler, 44 Lehrer, 11 Yabrifinhaber, die wohl 
zumeijt der israel. VBolfsihule die Grundlage ihrer Bildung dankten. Heute 
gibt es in Baden nur Simultanjchulen, und wie ic) gleich hervorheben will, 
neben den Schulen der Relidenzjtadt Poſen, die einzigen Simul- 
tanjhulen in Deutjhland, in denen jüdiſche Schüler 
und Xehrer* die gleihen Rechte beſitzen wie die hrijt- 
lihen Konfellionsangebhörigen. 

1818 erließ das israel. Zentralkonſiſtorium an die Elſäſſiſchen 
und Lothringiſchen Konliitorien einen zur Verlefung in den Syna- 
gogen bejtimmten Hirtenbrief, der die Errihtung von Schulen verlangte, 
in denen reine Sittlichfeit und die zur Ausübung eines nüßlichen Berufes 
notwendigen Kenntnilje gelehrt würden. In der Tat wurden Jofort in 
Met, Diedenhofen, Nancy und an weiteren Orten mujtergültige jüdijche 
Bolksichulen begründet. (Pilippſon, Band I, Seite 123.) 

Der Bolljtändigfeit halber jet erwähnt, daß auch in Hohen- 
3ollern jüdiihe Volksſchulen zu Hechingen, Haigerloh und Dettenjee 
beitanden, in den beiden erjten Gemeinden nod) bejtehen. 


Die jüdiſche Volksſchule hat in Süddeutſchland nicht bloß ihre ge- 
\hichtlihe Miſſion erfüllt; jie wirft mit Ausnahme von Baden nod) in der 
Gegenwart als ein Segen für viele Gemeinden, die teilweile unter großen 
Opfern fi) den Beitand ihrer Schulen jihern. In den legten Jahren jind 
in den bayer. Kreiſen Dber- und Unterfranken mehrfach) die Zuſchüſſe des 
Staates jolhen Schulen entzogen worden, deren Frequenz unter 10 Schüler 
dauernd ſank. Mit Hilfe des Zandesvereins für israel. Kultusgemeinden, 
der bejonders willig in diejer Notlage die Kleingemeinden jtüßt, fonnte 
mande Bolfsjchule und damit der Beitand der Gemeinde erhalten werden. 
Herr Realjhul-Direftor Adler hat in jeiner Arbeit die Gründe dargelegt, die 
für das Feſthalten an der jüdiihen Volksſchule und für die Begründung 
neuer Schulen in Groß- und Mittelgemeinden ſprechen. Dieje Erwägungen 
religiöfer, pädagogilcher, politiicher und utilitariftiicher Art gelten aud im 
Süden; ih möchte diejelben durch jtatijtiihe und ſchulrechtliche Fejtjtellun- 
gern noch ergänzen. 


Die chriftliche Schule, In Württemberg und in den 
Reichslanden ijt die konfeſſionelle (katholiſche, protejtantijche, israelitijche) 
Bolksichule die Regel. In Elſaß-Lothringen führt die politiihe Lage in 
nächſter Zukunft zur Konfefjionalitifierung jämtliher Volksſchulen. „Ein 
Schulgeſetz ijt in Vorbereitung. Es wird ſich außer mit der rechtlichen 


*) An den Simultanjchulen hat die Oberjchulbehörde unter mweitgehender 
Rückſichtnahme auf die ſchwierigen Verhältniſſe der kleineren Religionsgemeinden 
isr. Lehrer angeſtellt. Lewin, Geſch. der badiſchen Juden. Seite 853. 
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Stellung der Schule, mit ihrer Einrichtung, ihren Zielen und mit den Lehr— 
perfonen beſchäftigen. Die Wünſche der Klerikalen gehen nun zweifellos 
dahin, wenigjtens die früheren Nechte über die Schule zurüdzuerobern und 
vor allem den fonfeffionellen Charakter aller zum niederen Schulwejen ge 
hörigen Schuleinrihtungen geſetzlich feitzulegen.“ (Straßburger Poſt vom 
11. Auguft 1912.) In Bayern bejtehen in einigen Großjtädten und in der 
Pfalz neben den Konfelfionsihulen Simultanjhulen, die aber nad) den 
Verhandlungen über das Schulbedarfsgejeg vom 28. Juli 1902 in Über- 
einftimmung zwiihen Staatsregierung und Kammer nur „die unter be- 
fonderen Umftänden zugelafjene Ausnahme bleiben follen“. In Münden 
gibt es neben 72 rein Eonfeffionellen Schulen der beiden hriltlihen Konfej- 
fionen (66 fatholifchen und 6 protejtantifchen) nur 2 Simultanfdulen; in 
Bayern 5480 katholiſche, 1969 proteftantifche, 80 israel. Volksſchulen und 
nur 198 Simultanfdhulen. 

Bon 781, in diefem Jahre in Münden eingejchriebenen israelitiichen 
Schülern beſuchen nur 330 die 2 Simultanfhulen, 451 dagegen rein Eonfe]- 
fionelle, meijt fatholiihe Volksſchulen. Wohl find fie während der hriftlichen 
Religionsjtunden aus den Klaſſenräumen zu entlajjen, aber bei den übrigen 
Rehrgegenjtänden, befonders im Leſeunterricht, im Yuffa und in der Ge— 
Ihichte kann auf die jüdiſchen Kinder nicht Nüdficht genommen werden. Ein 
Blie in die Xefebücher belehrt jeden darüber. Einem neuen Leſebuch“), das 
zur Zeit der Regierung zur Prüfung vorliegt, iſt das Ziel vorgejeßt: „Das 
Leſebuch will fatholiihes Leben widerjpiegeln und anregen.“ Dieſe 
Zweckſetzung iſt ſachlich und jelbitverjtändlich, wenn man wie die Verfaſſer 
das Fatholiiche Leſebuch als Requifit, als Erfordernis der Fatholiihen Schule 
anlieht, wenn man, wie der einflußreiche Lehrer und Zandtagsabgeordnete 
Wörle, Einheitlichkeit des Erziehungsgeiltes für die Konfeffionsihule und 
für alle ihre Einrihtungen und Maknahmen verlangt. Das Lefebuch, die 
„Enzyklopädie des Volksihülers“ ſoll „der Schatten des Katehismus“ 
werden. Bei dem derzeitigen Wind wird leicht und Jicher dies Leſebuch 
mit der Fracht Fatholifch.religiöjer Stoffe in die Schulen eingefchleppt. Was 
hilft es, daß frühere Regierungen fol ein Merk abaelehnt hätten, daß 
Schubert, der Führer des großen bayer. Lehrervereins, mit namhaften 
Pädagogen verlangt: „Das Leſebuch darf nichts bringen, was Anders- 
gläubige unndtiger Meile verlett und die chriftlihe Liebe zu denjelben im 
Herzen des Kindes eritict“. Die Macht des Zentrums jteht hinter Wörle 
und dem Merk, das einem gemeinjamen Antrag des „Latholiichen Lehrer— 
vereins“ und des „Verbandes der fatholifhen Schulvorjtände“ die Ent- 
ltehung verdantt. 


Ohne daß die Lehrer fih darum bemühen, wird die fatholifche Schule 
eine Miffionsanjtalt werden, die uns die Seelen unſerer israelitifchen 
Sugend entfremdet und die Fahnenfluht aus den ohnehin fic, lichtenden 
- Reihen der jüdiihen Gemeinfchaft vorbereitet: Videant consules! Alle 
Verſuche, die in bayeriihen Städten zur Vermehrung, Erweiterung und 
Gründung von Simultanfhulen unternommen wurden, waren vergeblich, 
lie jeiterten an dem ablehnenden Standpunkt der Regierung. 


) Paul Lang: Konfeffionelle Lefebücher. Bayer. Lehrerzeitung Nr, 38 vom 
19. September 1913. ) ) hrerz g ir. 


Der chriſtliche Charakter der Simultanſchule. 


Die wenigen in Bayern noch bejtehenden Simultanfhulen find in 
Wirklichkeit gemiſcht konfeſſionelle, mit hrijtlihhem Charakter und zwar jeit 
vem Jahre 1873. Damals erging auf eine VBorftellung der Biſchöfe über 
die Simultanjhulen eine Minifterial-Entihliegung, daß „durch die Ver- 
ordnung vom 29. Auguſt 1873 auch der konfeſſionell gemifchten Schule der 
hrijtliche Charakter ausdrüdlid” gewahrt wurde, indem nur die konfeſ— 
jionell getrennten chriſtlichen Volksſchulen einer Gemeinde miteinander ver- 
einigt und zur Wirkſamkeit an diefen Schulen nur Xehrer der einen oder 
anderen rijtlihen Konfeljion berufen werden dürfen. Israelitiſche 
Lehrer jind an ihnen nit zugelaffen “ 

Ein diesbezüglicyes Geſuch der israelitifhen Lehrer der Pfalz wurde 
abſchlägig bejchieden, der Minilter von Landmann legte der Stadt Nürn- 
berg nahe, die jüdischen Lehrkräfte an der Volksſchule (einen Lehrer und 
eine Lehrerin) anderweitig zu verwenden. Mit ſolchen Simultanſchulen ijt 
den Israeliten nichts gedient; die Kultusgemeinden, insbejondere ihre Ver- 
Iretungen, die in falſch verſtandenem Liberalismus für dieſe immaginäre 
Simultanſchule eintreten, begünjtigen in Wahrheit chriſtlichkonfeſſionelle 
Schulen. Solangedie Simultanihulenden Judennidt 
die gleihen Rechte gewähren, wie den Chriſten, tft 
es ein nobile officium, jüdifhe VBolfsihulen in 
Groß- und Mittelgemeinden zu gründen. 


Statiſtiſches. In den Kleingemeinden auch in Süddeutſch— 
land, gehen die israelitiſchen Volksſchulen unaufhaltſam ihrer Auflöſung 
entgegen. Wir beklagen die Werte, die dem Judentum damit verloren 
gehen; wir könnten den Verluſt nur durch Gründung lebensfähiger jüdiſcher 
Volksſchulen in den Mittel- und Großgemeinden erſetzen. 

1850 zählte man in Bayern ca. 150 jüdiſche Volksſchulen, da % der 
jüdiishen Bevölkerung in ländlihen Siedlungen wohnten. 1871 gab es 
noch 124 jüdiſche Volksſchulen mit 3983 Schülern; 1911—1912 ilt die Zahl 
der Schulen auf 84, der Schüler auf 1202 gejunfen; denn 70 % der Juden 
wohnen nunmehr in Städten; 47 % in den 6 Großgemeinden: Münden, 
Nürnberg, Fürth, Bamberg, Würzburg und Augsburg. 

In feiner diejer Zentren bejtehen öffentliche jüdiſche Volksſchulen; 
nur Würzburg hat eine gut bejuchte 7klaſſige Privat-Volksſchule, Fürth eine 
israelitiihe Realſchule mit 2 Vorklajjen für Volksſchüler. 

Bon 4297 israelitiihen Volksſchülern bejuchten 1908/9 über 3000 
chrijtlich-fonfeffionelle Schulen, im Jahre 1911/12 nad) den Erhebungen der 
Statiftif des Verbandes der jüdiſchen Lehrervereine von 4349 israelitiihen 
Schülern 3147 drijtlihe Schulen, nur 1202 jüdiſche Konfeſſionsſchulen. 
800 Schüler entfielen auf Münden, 357 auf Nürnberg, ſodaß jih ein 
Viertel des jüdischen Nachwuchſes in diefen Großgemeinden befindet. Von 
der jüdiihen Schuljugend in Münden waren in einer einzigen Anjtalt — 
der Simultanjchule an der Alenzeitraße und ihren Filialen — 350 Kinder 
untergebradjt. Ohne Beläjtigung der Kinder durch weite Schulwege und 
zum Nußen der meilt von Ausländern jtammenden Schüler und wie id an 
anderer Stelle nahweifen werde, unter finanzieller Entlajtung der jüdiſchen 
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Steuerpflihtigen könnte hier eine 7klaſſige Volksſchule eingerichtet werden. 

In Württemberg gab es 1888 nod) 30 israelitiſche Volksſchulen. 
Nach der Verbandsitatijtit für Württemberg — bearbeitet von Preßburger-, 
Creglingen und Spat-Rexingen —, ijt deren Zahl auf 19 zurüdgegangen. 
6 von diefen Schulen (Rüdgang 4) werden nad) Real- und Perſonalexigenz 
von den bürgerlihen Gemeinden erhalten, 13 (früher 20) find freiwillige 
Konfeſſionsſchulen, deren Dotierung den istaelitiihen Kirchengemeinden ob- 
liegt. 1911 leijtete der Staat zu den Grundgehältern der Lehrer an den 
freiwilligen Konfeffionsichulen einen Zuſchuß von 7297 Mark, dazu die ge- 
ſamten Dienjtalterszulagen. 

In diefen 191 Schulen wurden nad) der „Statijtif über das Volks— 
Ihulwefen in Württemberg“ 252 israelitiihe Schüler unterrichtet. 


In den Städten Stuttgart, Ulm, Heilbronn und Göppingen ſind Die 
israelitiihen Schüler den evangeliihen Schulen zugewielen, da dort israeli- 
tiſche Konfeſſionsſchulen nicht beitehen. 


In Stuttgart gibt es 303 volksſchulpflichtige, israelitiihe Schüler, 
von denen 123 die evangeliiche Schule, 180 die Elementarklaffen der Mittel- 
\hulen bejuden. Die Errihtung einer 5- bis 8gklaſſigen israel. Volksſchule, 
zu der, wie ich weiter unten zeigen will, die bürgerlide Gemeinde ver- 
pflichtet wäre, bedeutete in Stuttgart eine Entlaftung für die israel. Kirchen: 
gemeinde und wäre vom erzieherijhen und unterrichtlihen Standpunkt ein 
Fortſchritt. 

In Elſaß-Lothringend iſt die Zahl der israel. Volksſchulen 
von 70, die noch im Jahre 1890 von zahlreichen Schülern beſucht waren, 
auf 39 Schulen mit 44 Klaſſen zurückgegangen. Auch hier verzichten die 
meiſten Großgemeinden aus Sorge, ſich bei den chriſtlichen Mitbürgern miß— 
liebig zu machen, auf eigene israel. Volksſchulen, und ziehen es vor, ihre 
Sugend in hritlihen Konfeſſionsſchulen zu belajjen. 

Die Zufunft für israelitifhe Volksſchulen liegt 
inBayern, Württemberg und Elfaß-Lothringennidt 
bei den ihrer Auflöfung entgegengehenden ARlein- 
a, jonderninden Mittel- und Großgemein- 

en. 


Finanzielle Vorteile für die Israeliten. 


Nach diefen ſtatiſtiſchen Bemerkungen, aus denen erhellt, dak in 
vielen Gemeinden Süddeutihlands die konfeſſionelle jüdiſche Volksſchule 
neben der rijtlihen ſchon durd die Frequenz beredtigt ijt, infolge des 
Rechtszuſtandes aber, der jüdiihe Lehrkräfte vollkommen ausſchließt, eine 
Forderung der Gleihberehtigung und eine Notwendigkeit wäre, werde 
ih nachweiſen, daß aud) finanzielle Vorteile den israel. Gemeinden aus 
jüdiſchen Konfeſſionsſchulen erwadjlen. 


Am klarſten ſind hier die Verhältniſſe i Württemberg**), dem 
Muſterlande in der Regelung jüdiſcher Angelegenheiten. Das Geſeiz vom 
untleheer ih —— — a large verdanfe ih einem Berichte von 


** 81488 
) Nach Spatz-Rexingen, die Entwicklung der Rechtsverhältniſſe der israel. 
Lehrer und VBorfänger in Württemberg. Feſtſchrift 1912. 
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Sahre 1828 verlieh der israel. NReligionsgemeinihaft die Rechte einer 
Staatsfirde und eine vorbildlihe Organifation. Das Volksſchul— 
gejeg vom Jahre 1836 ſchuf folgende Arten von Schulen: 


1. Bolfsjhulen, die von den bürgerliden Ge- 
meindenzu erhalten ſind, wenn in Orten, wo Einwohner ver- 


Ihiedener Glaubensbefenntnijje anſäſſig find, die Angehörigen der Kon- 
fellion der Minderzahl wenigſtens 60 Familien begreifen. 


2. Freiwillige Konfejfionsjhulen, weldhe von der 
Kirhengemeinde errichtet und erhalten werden. Die politiichen Gemeinden 
ind zu Leiſtungen an folde Schulen nicht verpflichtet. Seit dem Jahre 
1899 erhalten die israel. Kirchengemeinden, welde freiwillige Konfeljions- 
\hulen unterhalten, Zuſchüſſe aus Staatsmitteln in durchſchnittlicher Höhe 
von 3—400 Mark für jede Schule. 


3. Dieisrael. Religionsjhule it an Orten obligatorisch), 
wo die jüdischen Kinder die hrijtliche Ortsfchule befuhen. Dieſe 3. Schul- 
gattung wird nur von der israel. Gemeinde erhalten. Bedürftige Gemeinden 
fönnen Unterjtüßungen aus der israel. Zentralfirchenfafje erhalten. 


Die jüdiſchen Volksichullehrer in Elfaß- Lothringen werden 
wie ihre chriſtlichen Kollegen auf Grund des durch den Landtag beichlofjenen 
Bejoldungsgejeßes bezahlt. Die gefamten Koſten für die jüdischen Volks— 
\hulen tragen der Staat und die politiihen Gemeinden. Die jüdiſchen 
Kultusgemeinden entihädigen die Xehrer nur für die Erteilung des privaten 
hebräilhen Unterrihts. Mo feine jüdischen Volksſchulen beitehen, erteilen 
die Rabbiner oder Lehrer der Nachbargemeinde Manderunterriht in 
Religionsfähern, teilweiſe geichieht dies auch durch Kantoren, die meilt als 
Lehrer Feine entiprehende VBorbildung beſitzen. In vielen (40) Fällen 
leiten die politiihen Gemeinden Beiträge von 40—400 Mark. (Durchſchnitt 
150 Mark.) 

Sn Bayern*) jteht die Errichtung Eonfefjioneller israel. Schulen 
im Belieben der Kultusgemeinden; fie kann nicht etwa durd) die politische 
Gemeinde verlangt oder erzwungen werden, ein Rechtsanſpruch auf Er- 
rihtung einer Konfeſſionsſchule auf Kojten der politiihen Gemeinde jteht 
den Ssraeliten nicht zu. Hat aber eine Kultusgemeinde eine Schule er- 
richtet, jo brauchen ihre Mitglieder für die Schule der politilchen Gemeinde 
feine Umlagen zu zahlen. Dieſe Steuerbefreiung gründet ſich auf 8 33 
des Juden-Edikts von 1813, neuerdings auf Art. 3 Ab. II des Scul- 
bedarfsgejeßes vom 28. Juli 1902. Infolge diejer Beltimmung zahlen 
in Orten, in denen die Ssraeliten eine Konfelltonsichule unterhalten, die 
israel. Steuerpflichtigen 30—60 % weniger Umlagen als die criltlichen. 
Da vielfach die Israeliten mit zu den Hödjitbeiteuerten gehören, jo er- 
litten die Kommunen bedeutende Einbußen. Um des finanziellen Vor— 
teils willen haben vielfach politiihe Gemeinden gegen Verzicht der srae- 
liten auf die Umlagenbefreiung auf Grund freier Vereinbarung einen Zu- 
\huß zur israel. Elementarjchule gewährt; Jo bejonders in der Pfalz, wo 
mehrere politijche Gemeinden die israel. Volksſchule auf ihren Etat über- 


*) Vergleiche Heimberger, die jtaatsficchenrechtliche Stellung der Israeliten 
in Bayern, Seite 302 ff. 
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nommen haben, in Würzburg, Ansbach, Gunzenhauſen, Heidingsjeld, ujw. 
erhalten die israel. Rultusgemeinden Zuſchüſſe von 800, 1000, ja 10 000 
Mark. Können Kultusgemeinden den vollen Bedarf für ihre Schulen 
ohne Überbürdung nicht aufbringen, jo erhielten jie bisher auf Grund einer 
M. E. vom 14. Juni 1833: „daß aud) die förmlich eingerichteten Clemen- 
tarſchulen der Israeliten bei Verteilung der Kreisihulfonds-Unterjtügungen 
gleichmäßig berüdjichtigt werden jollen“, jtaatlihe Beihilfen bis zur Höhe 
von 600 Mark — alſo bis zur Hälfte des Grundgehaltes für den Lehrer. 
In einer Entjhliegung jüngeren Datums vom 22. Oftober 1908 hat das 
Minijterium die Kreisregierungen aufgefordert, „nahdrüdlidjt die unver- 
minderte Fortgewährung der Kreisfondszuſchüſſe beim Landrat zu ver- 
treten.“ 

Im Sahre 1911 war von 86 Kultusgemeinden mit istael. Volks— 
Ihulen an Grundgehalt ME. 92090.— aufzubringen, dazu erhielten dieſe 
Gemeinden an 

Zufhuß aus Kreisfonds . . . . .. 30375 Marf 
Zufhuß von pol. Gemeinden . . . 15383 Maut 


Summe 45758 Mark, 


ſodaß in Wirklichkeit für 86 Schulen Mark 46 332.— Aufwand, für eine 
Schule durchſchnittlich 540 Mark nötig war. 

' Dort, wo feine israel. Volksſchule bejteht, Haben die Kultusgemeinden 
unabhängig von dem Widerjprud der Mehrheit der Gemeindemitglieder 
für eine Religionsjchule Sorge zu tragen (K. M. E. vom 29. Juni 
1863 Ziffer 4 Ab. 3). Wenn aud) der R. U. obligatoriſch iſt und Schul— 
verfäumnijje ebenjo wie die Verſäumniſſe des öffentlihen Unterrichts ge- 
ahndet werden, jo hat doc) die Religionsſchule den Charakter einer Privat- 
ſchule. Staatlihe Beiträge zur Erhaltung derjelben und zur Dotierung 
der Lehrer werden nicht geleitet. Die politiihen Gemeinden ſind zu einem 
Zulhuß nit verpflidtet. Wenn aud in vereinzelnten Städten in den 
le&ßten Jahren Zuſchüſſe gewährt wurden, jo jind diejelben freiwilliger und 
widerrufliher Art. In Münden mit jeinem bocdyentwidelten Schulwejen 
ind ca. 400 000 Marf*) für den Religionsunterricht der chriſtlichen Konfeſ— 
jionen aufzuwenden, für den istael. NReligionsunterriht an den Volks— 
ihulen wendet die politiihe Gemeinde beiläufig 3—400 Mark auf. Veit 
Sahren petitioniert die Kultusgemeinde vergebens um einen der Steuer: 
fraft und Belajtung der Israeliten entjiprehenden Zuſchuß; einen gleich 
engherzigen Standpunkt nehmen die politiihen Gemeinden in Fürth, Bam— 
berg und Augsburg dem Religionsunterricht der Jsraeliten gegenüber ein. 

Zu einem Öejamtaufwand von Mark 150 821.— für die Bejoldung 
von 125 Religions=LXehrern leijteten im Jahre 1911: 10 politiihe Gemein- 
den Mark 5280.—. In den leßten Jahren hat ſich das Verhältnis etwas 
günſtiger gejtaltet. 1913 erhielten 25 Gemeinden an freiwilligen Zuſchüſſen 
Mark 16 090.—, darunter Nürnberg 5000 Mark. 

Doch wie minimal jind dieſe Gnadengeſchenke der Städte, wenn man 
damit vergleicht, daß 1 politiihe Gemeinde — Würzburg — zur dortigen 





*) Jede an den Volksſchulen verwendete Lehrkraft erteilt innerhalb des Pflicht 
ſtundenmaßes wöchentlich 2—3 Religionsitunden. 


Be, 


Unterrihts- und Erziehungs-Anjtalt der Ssraeliten, die Volksſchulcharakter 
hat, 10 000 Mark jährlihen Zuſchuß gibt. 

Jene jüdilhe Gemeinden, die Volksſchulen unterhalten, haben in- 
jolge jtaatliher und ſtädtiſcher Zuſchüſſe nur 49,7 %, alſo etwa die Hälfte 
der Unterhaltung zu betreiben; Gemeinden mit Religiousſchulen entweder 
den ganzen Bedarf oder im Durchſchnitt des Landes 90 %. 


Simultanjchule in Baden. um das Bild der füd- 


deutſchen Schulverhältnilje zu vervollitändigen, müfjen wir aud) die im 
Großherzogtum Baden in Kürze darjtellen. Nach dem Stande 
von 1868 betrug die Zahl der israel. Volksſchulen 47 mit 50 Haupt- und 
2 Unterlehrern, die Zahl der israel. Schulkinder 1982, die Durchſchnitts— 
Frequenz einer Schule: 38. Das Gejeg vom 18. September 1876 bejei- 
tigte unter Beibehaltung des obligatoriishen Religionsunterrihts die fon- 
jejlionellen Volksſchulen. Bei Bejegung der Lehrerſtellen ſoll auf das 
religiöje Befenntnis der die Schule bejuchenden Kinder tunlihit Rückſicht 
genommen werden. Echulgeſetz vom 7. Juli 1910 $ 34.) 


Die im Fahre 1909 zur Fahrhundertfeier der badilhen Landes— 
Synagoge erjhienene „Geſchichte der badilhen Juden“ von Adolf Lewin 
fällt, nachdem 33 Jahre die Simultanjchule beiteht, folgendes Urteil: „Der 
ideale Wert der einheitlihen Volksſchule jteht natürlih obenan und wird 
von den sraeliten, mit wenigen Ausnahmen, als ausichlaggebend an- 
gejehen. Die Scattenjeiten der neuen Einrichtung ſind jedod für die 
Ssraeliten nicht gering anzuſchlagen. Hinfichtlid) der weltlichen Unterrichts- 
fächer hatten die israel. Volksſchulen den Vorzug, daß ihre Klaſſen erheblid) 
weniger Schüler zählten, als die bisherigen hrijtlihen und nunmehrigen 
gemilchten Volksſchulen, und daß daher die Schüler der erjteren individu- 
eller und intenjiver unterrichtet werden fonnten. Mag aud) diejer Vorteil 
vielfach durch den einer ausgiebigeren Gliederung der allgemeinen Bolfs- 
Ichule aufgewogen werden, jo fonnte dod) jedenfalls die Feine israel. Schule 
die jehr wichtige erziehliche Aufgabe bejjer erfüllen.“ Als weitere Nachteile 
der Simultanfhule für die Ssraeliten bezeichnet der eingeweihte und 
vorurteilslofe Verfaſſer: Die mit dem Schulbeſuche der israel. Kinder an 
Sabbathen und Feiertagen verbundene Beeinträhtigung der eier dieſer 
Tage überhaupt und der Erziehung für den Gottesdienjt und durch den- 
jelben; die Inanſpruchnahme der Sonntagvormittage für den israel. Re- 
ligionsunterricht, dadurch Verluſt eines unterrihtsfreien Schultages für die 
israel. Kinder. Sodann der Wegfall von mehr als der Hälfte der israel. 
Hauptlehrerjtellen; die Notwendigkeit des Erjages durd gering bezahlte 
Religionslehrerjtellen mit gleihwohl bedeutend erhöhtem Auj- 
wand für die Religionsgemeinden und nicht zuleßt Die 
unabweislihe Heranziehung von Religionslehrern mit vielfach unzureidhen- 
der, jedenfalls aber jehr ungleichartiger Vorbildung.*) 

Da zur Anjtellung eines Lehrers für die Schüler einer fonfejjionellen 


Minderheit gejetlicd eine Frequenz von über 40 Schülern diejes Bekennt— 
niljes erforderlich ift, diefe Zahl aber gewiß nur in größeren Gemeinden zu 





*) Lewin, GBefchichte der badifchen Juden. Karlsruhe 1909. Geite 397. 


finden ift, jo werden nur nody in den Großſtädten jüdiſche Lehrer als 
Hauptlehrer an den Simultanfhulen unterfommen. Da ijt ein \hwader 
Troſt der 8 41 des Schulgejeges vom 7. Juli 1910: „Für Schulen, welde 
Schüler verjhiedener Bekenntniſſe zu unterrichten haben, aber nicht mit 
Lehrern aus jedem der betreffenden Bekenntniſſe bejegt jind, kann die 
Oberſchulbehörde anordnen, daß die Unterjtügung für den Religionsunter- 
richt des eines eigenen Lehrers entbehrenden Bekenntniſſes, — jofern Die 
Zahl der diefem Bekenntniſſe angehörenden Schulfinder dauernd min- 
deitens fünfzehn beträgt — durd) einen benachbarten Lehrer geleijtet werde.” 

Menige Kleingemeinden werden dauernd 15 voltsihulpflidtige 
Kinder haben; gerade die Bedürftigſten müjjen dauernd auf die Unter- 
ſtützung der politiihen Gemeinden verzihten. (Sährliher Beitrag der 
politiihen Gemeinden zur Zeit 240 Marf.) 

Südifhe Volksſchulen bedeuten überall finan- 
zielle Entlaftung derisrael. Gemeinden, Daihre An- 
\prühe auf Subventionierung dDurd die politiſchen 
Gemeinden gefeglih begründet ſind; NReligions- 
Ihulen find dagegen eine Belaftung für die Jsraeli- 
ten, Subventionen findentweder freiwilliger Natur 
oder von Bedingungen abhängig, dDieinzahlreiden 
Kultusgemeindennidterfüllt werden fönnen. 


Gehalts- und PBenfionsverhältniffe. die Not ver 


Gemeinden ihren Schulen gegenüber fommt noch deutliher zur Er- 
Iheinung, wenn wir die materiellen VBerhältnijje der Lehrer vergleichen, 
die entweder als Volksſchullehrer oder als Neligionslehrer im Dienjte der 
jüdiihen Gemeinden jtehen. „Lehrer und Schule find eine Einheit. Eins 
it vom anderen unzertrennlid. Das Schidjal des Lehrers iſt das Schidjal 
der Schule, fein Wert ihr Wert, jeine Arbeit ihre Arbeit, jeine Leiſtung ihre 
Reiltung.“ Die Wahrheit diefes Ausſpruches des durd) jeine pädagogilhen 
Schriften berühmten Sculinjpeftor Pollad wird gewiß nicht bejtritten, 
die Konjequenz aus dieſem Mort, daß der geleiteten Arbeit aud) 
der Kohn entiprehen muB, wird nur dort gezogen, wo die Schularbeit eine 
gewilje öffentliche, nämlich jtaatlihe Anerkennung und Bewertung findet, 
in der Volksſchule. 

Wohl fämpfen aud) die israel. VBolfsichullehrer neben ihren Standes- 
genojjen um Einreihung in gleiche Gehaltsverhältnijje, die mittlere Staats- 
beamte jhon lange erreicht haben; aber der israel. Volksſchullehrer ift ein 
Gleicher unter Gleichen, jeine Sache führen die allgemeinen Lehrerveretne, 
in deren impojanten Organijationen Taufende von Volksſchullehrern ver- 
Be jind. Langſam, aber jiher gewinnen die unverjährbaren Forderungen 

oden. 

Mie ihre hrijtlihen Berufsgenojjen, erreihen die israel. Volksſchul— 
— in ländlichen Gemeinden neben freier Wohnung folgende Mindeſt— 
gehälter: 


Baden Bu, 7 ,9,21600— 3200 Mark 
Bayern ER Se 220025‘. art 
Elfaß Lothringen 2 ....1200—2400 Marf 


Württemberg - .....0.0..1600—3200 Marf 


—— 
Dazu leiſtete 1906 der Staat: 
Sn Baden NE, FUSIERDBENHES. 19028 
Sn Bayern a PIE SER ER IN I 
In Elſaß Lothiineeg eE 
In Württemberg ER EEE 


des Aufwandes. (Aus: Jakob Beyhl „Wir fordern unjer Recht“, Würz- 
burg 1912.) 

Nicht nur die Gehaltsverhältniſſe, aud) die Penfionen der dienit- 
unfähigen israel. Bolfsjcyullehrer und die Verforgung der Witwen- und 
Waiſen verjtorbener Lehrer find geſetzlich wohl geordnet. Sie richten ſich 
nad) den gleihen Geſetzen und Verordnungen, wie fie für die Volksſchul— 
lehrer an den öffentlihen Schulen in Geltung jind. 

Sn Bayern ijt jeder israel. Volksichullehrer vom Tage feiner erjten 
Verwendung an penjionsberedtigt. Der Mindejtbezug für Volksſchul— 
lehrer it 900 Mark, die Höchſtpenſion nad) 40 Dienjtjahren je nad) dem 
Kreiſe, in dem der Lehrer angejtellt war, 17—1800 Marf. Dazu fommt 
ein Drittel der zulegt bezogenen jtaatlihen Dienjtalterszulagen. - ‘Benjio- 
niiten mit 35 bis 40 Dienjtjahren erhalten Ruhegehälter zwiſchen 2200 
bis 2400 Mark, die Witwen Penſionen von 500 bis 720 Marf, die Wailen 
160 bis 232 Mark, Doppelwaijen von 240 bis 384 Mark pro Jahr.*) 

Sn Württemberg wurde durch das Gejeg vom Jahre 1907 
die Verpflihtung zur PBenjtonsleijtung auf die Staatskaſſe übernommen. 
Die penjionsberedhtigte Dienitzeit jollte nad) zurüdgelegtem 23. Yebensjahre 
beginnen, die Hödjltpenjion nad) zurüdgelegtem 63. Lebensjahre erreicht 
werden. Die freie Dienſtwohnung wurde im Anſchlage von 375 Mark dem 
penlionsberedhtigten Gehalte zugerechnet. Die Penſion jteigt von 40 bis 
92% % des zuleßt bezogenen Gehaltes. 

Die Mitwen erhielten Anjpruh auf 50 % der dem verjtorbenen 
Ehegatten zujtehenden ‘Benjtion.**) 

Auch in Eljaß- Lothringen find die Penſions- und NWelikten: 
verhältnifje der israel. Volksihullehrer fonform denen der Lehrer an den 
öffentlihen Schulen geordnet. 

Sp groß die Kluft zwiſchen der Rechtsſtellung der Volksſchullehrer 
und der Rechtloſigkeit der Neligionslehrer, jo groß it die Differenz in den 
Gehalts- und Penfionsverhältnijjen der beiden Kategorien. Nur in einem 
Punkt bejteht Gleichheit, nämlih in der Pfliht der gleihen Borbildung. 
(Für Bayern ijt leider aud) dieje jeit 1912 bejeitigt.) 

Sogar in Württemberg mußte jih der Weligionslehrer, der 
hier den amtlihen Titel „Vorſänger“ führt, mit einer niedrigeren Gehalts— 
Ifala zufrieden geben, als jein glüdlicherer Kollege im Volksſchullehreramt. 
Sein Gehalt fett fid) nad) dem Gejeß vom 25. Juli 1905 aus Grundgehalt 
und Dienftalterszulage zuſammen und jteigt von 1300 Mark im 25. Lebens— 
jahr bis 2500 Mark im 54. Xebensjahr. Dazu fommt eine Dienjtwohnung 
und ein Beſoldungszuſchlag von 170 Mark. (Vergleiche damit den Volks— 





*) Denkjchrift über die foziale Lage der israel. Lehrer, insbejondere der 
Religionslehrer in Bayern. München 1908. 

*) Feſtſchrift zum 50 jährigen Jubiläum des DBereins israel. Lehrer und 
Vorſänger in Württemberg. Geite 126, 
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Ihullehrergehalt von 1600 Mark bis 3200 Mark nad) 24 Dienjtjahren bei 
freier Wohnung.) Erſt vom 1. April 1914 an werden aud) die Vorjänger 
Gehälter von 1600—3200 Mark beziehen. 

Entiprehend find auch die Penfionen, die vom 23. Lebensjahr be- 
ginnend 40 %, im 63. Lebensjahr 92% % des Gehaltes betragen. Eine 
Mitwe erhält die Hälfte der Mannes-Penjion, eine Waiſe die Hälfte der 
Mitwen-Penlion. 

Ein weiterer Abſtand ift zwilhen Württemberg und dem Nachbar— 
lande Baden.*) PVerheiratete Religions-Schullehrer, welche dauernd min- 
deitens 15 volfsfhulpflihtige Kinder zu unterrichten haben, jollen neben 
freier Dienitwohnung bezw. Mietsentihädiaung an Gehalt jährlich wenig- 
tens beziehen: 

1. Nah Umfluß des zweiten, im badilhen Religionsicyuldienjte zu- 
gebrachten Schuljahres 800 Mark. | 

2. Nah Umfluß des zehnten, im badiſchen Religionsſchuldienſte zu- 
gebrachten Schuljahres 900 Marf. 

Sierzu feit 1904 noch Zulagen aus der Zentralfaffe, die auf Anſuchen 
gewährt werden und in der Regel 100 bis 300 Mark betragen, ſodaß der 
Höchſtgehalt diefer Beamten in den Jeltenjten Fällen 1500 Marf über- 
ſteigt. (Volksichullehrergehalt in Baden 1600 bis 3200 Mtarf bei freier 
Mohnung.) 

Ruhe- und PVBerjorgungsgehalte werden innerhalb der durch Ver— 
ordnungen bejtimmten Grenzen und nah Maßgabe der zur PVerfüguna 
ſtehenden Mittel unter Berüdfihtiaung des nah den perjönlihen Ver— 
hältniffen vorliegenden Bedürfniffes der Berechtigten, jowie der Zahl der 
Dienitjahre verwilligt. 

Gehälter und Penſionen jtehen in feinem Verhältnis zur Michtigfeit 
des Amtes. Der Lehrer hat feinen rechtlich begründeten Anſpruch auf die 
Höhe der vom Oberrate von Fall zu Fall gewährten Zulage und Benfion. 

Beihämend für unfere Glaubensgemeinihaft ift die Notlage der 
Religionslehrer in Bayern. Mls ich 1911 die Ergebnilfe unferer Ver— 
bands-Staftiltif in der bayer. Rehrer-Zeitung Nr. 22 veröffentlichte: 


41. Xehrer ee SD, Dturt 
30 Lehrer er 0600 TANTE 
11 Lehrer tt 1000-1200 a 
10 Lehrer 212002000 UT 
9 Lehrer ale, 2120003000; Dtark 
nur 14 Lehrer über 3000 Marf, 


aljo von 115 Religionslehrern 8271 % niedrigere Löhne als der durch— 
Ihnittlihe Lohn eines ungelernten Arbeiters — da ging es wie Entrüjtung 
durch die jüdiſche und die politiſche Preſſe. Der Erfolg war nur der, daß 
man die Anſprüche an die Ausbildung der Religionslehrer auf ein Mini— 
mumherabſetzte, um die Gehälter nihthinauffeßen zu müſſen. 
Penſionen gewähren nur 6 Großgemeinden, ſeit einigen Jahren können auch 
5 Mittelgemeinden durch Abkommen mit der poliliſchen Gemeinde ihren 


*) Nach einem noch nicht veröffentlichten Referat von Hauptlehrer Ro enthal, 
Mannheim: Die Lage der israel. Religionslehrer. — ei; 


Beamten Ruhegehälter fihern. 1911 waren 97 von 115 Religionslehrern 
d. 1. 77% ohne redhtlihen Anſpruch auf Penfion und Reliktenfürjorge. 

Sn Eljaß-Kothringen beitehen eigentlihe Religionslehrer- 
itellen nit. Dafür gibt es Manderlehrer für den Religionsunterricht, die 
im Nebenamte diejen Dienjt verfehen und dafür von den politifhen Ge- 
meinden und den Kultusgemeinden entlohnt werden. Die fortichreitende 
Aufhebung jüdisher Volksſchulen in den Kleingemeinden ijt eine drohende 
Gefahr für viele Lehrer. Der Lehrerverein in Elfaß-Rothringen erjtrebt dar- 
um die Anjtellung von MWanderlehrern für den Religionsunterricht, die unter 
gleihen Bedingungen angeltellt werden wie die Volksichullehrer. 

Der Staat und die Kommunen behandeln alle Beamte nah) dem 
Grundjaß: „Bei gleiher Vorbildung und gleiher Arbeit 
diejelbe Bezahlung“, — nur die israel. Behörden und die israel. 
Gemeinden können ſich nicht aufraffen, ihren Religionslehrern, von denen 
lie die Vorbildung von Volfsjchullehrern verlangen und denen fie die reli- 
giöſe Erziehung der Jugend anvertrauen, auch den Gehalt und die Penſion 
wie den Volfsichullehrern an dem Orte ihrer Wirkſamkeit zu gewähren. Ver- 
ſtimmung und Erbitterung herrſcht in deren Reihen und droht die Arbeits- 
freude zu vernichten, die allein den Erfolg der Tätigkeit in Schule und Ge— 
meinde verbürg. Man muß jelbjt Lehrer fein, mit feinem Stande gelebt, 
gefühlt, gelitten und gehofft haben, um das bittere Wort ermeſſen zu 
fünnen, das id) aus dem Mund eines Religionslehrers vernahm, der 40 
Dienjtjahre durchkämpft und mit 800 Mark Gehalt jeine Yamilie ernähren 
muß: „Die Führer des Judentums und die Vorjteher der Gemeinden 
\peilen uns jeit Jahrzehnten mit tönenden Worten des Mohlwollens ab, 
aber Taten haben wir nicht gejehen!“ 

Die wirkſamſte Hilfe, ja zur Zeit die einzige, die Möglichkeit, Ver- 
Iprehungen in Taten umzujeßen, ijt die Umwandelung der Religionsjchule 
in die Vollichule, die Volksſchule. 


Politische Wertung. Die Loltsihule wird auch in 
politiijher Beziehung ganz anders eingeſchätzt als die Religionsichule. In 
bayeriſchen Orten, mit fonfejjionellen israel. Schulen ijt der Lehrer Kraft 
leines Amtes Mitglied der Ortsſchulbehörde. (M. E. vom 29. November 
1897.) In Elſaß-Lothringen beiteht zur Regelung der äußeren 
Scyulangelegenheiten an jedem Orte ein Schulvorjtand. Wo jüdiſche Volfs- 
Ichulen beitehen, gehören ex officio Rabbiner und Volfsjchullehrer diejer Be- 
hörde an. In der Pfalz wird außerdem in denjenigen Gemeinden, in 
welchen israel. Schulen bejtehen, auch ein, durch qute Kenntnijje und quten 
Leumund ſich vor anderen auszeichnender Jsraelite zur Ortsſchulkommiſſion 
als Mitglied beigezogen, welcher in allen, die israel. Schule betreffenden Ver- 
handlungen Sitz und Stimme hat. An Orten, wo der Bezirks-Rabbiner 
leinen Siß hat, kann diefer für jene Funktion beantragt werden. In Orten, 
an denen Religionsjchulen bejtehen, hat auch wenn Hunderte von jüdiſchen 
Rindern die chriftlihen Schulen beſuchen, die israel. Gemeinde feine PVer- 
tretung in der Schulverwaltung. Es ijt eine Zurüdjegung für die Ssraclitei, 
daß bei fonfefjionell gemijchten Schulen (Simultanjhulen) ohne Rüdjicht auf 
die VBerhältniszahl der Schüler der verſchiedenen Konfeſſionen der katholiſche 
und protejtantiihe Pfarrer in die Inſpektion der Schule eintritt, außerdem 
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bei der Auswahl der Abgeordneten aus der Gemeindeverwaltung darauf 
geachtet wird, daß jede der beteiligten hrijtlichen Konfeflionen vertreten üt, 
den Ssraeliten aber iſt jeder Einfluß verwehrt. In Münden find die Pfarr— 
vorjtände als ſolche Bezirksſchulinſpektoren und Mitglieder der Kal. Lokal— 
ſchulinſpektion; in Nürnberg find 4 proteſtantiſche und 2 katholiſche Geiltliche 
Bezirksſchulinſpektoren, weder die israel. Gemeinde nod) das Rabbinat hat 
eine Vertretung im Organismus der Schulen beider Städte, — der 
Kampfum die Gleihberedhtigung, der jo energilc für die Zu— 
laffung zum Referve-Offizier geführt wird, ſchweigtvor der Schul: 
tür, wennesfih umdas Recht der Judeninder Schule 
handelt, der er die Zufunft feines Stammes anver— 
rauf, 


Erfolge der Volksſchule. Die jüdiſche Volksſchule und 


ihre Leiſtungen werden unterſchätzt, weil man in weiten jüdiſchen Kreiſen 
dieſe Inſtitution nicht kennt. Ein Beweis für die Wertſchätzung des israel. 
Lehrerſtandes in Württemberg iſt die Übung des Miniſteriums, das in die 
Kommiffionen zur Vorbereitung von Gejegentwürfen ſtets israel. Lehrer 
einberief. 

Die jüdiſche Volksſchule in Bayern hat ebenfalls den Befähigungs- 
nachweis erbracht. Ic entnehme mein Zeugnis der ſtaatlichen Unterrichts- 
Statiftit, verfaßt von dem Unterjtaats-Sefretär von Mayer. Aus den amt- 
lichen PBrüfungs-Protofollen der königlihen Diſtriktsſchul-Inſpektionen be- 
rechnete er den durchſchnittlichen Stand des Unterridits: 


1870/71 1871/72 


fatholiihe Schulen 1,87 1,75 
proteltantiihe Schulen 177 1,71 
gemiſchte Schulen 1,87 172 
israelitiihe Schulen 1,57 1,49 


Damals beſuchten noch 3983 jüdiihe Schüler (56,3 % aller israeli- 
tiſchen Kinder) 124 jüdiſche Schulen. In 11 Bezirken mit 40 israel. Schulen 
wurde deren Unterrihtserfolg mit Note I gewertet. 


Treilich hatte aud) die jüdilche Schule eine wertvolle Hilfe: Die Teil- 
nahme der Eltern an der Erziehung. Mit ganz anderem Erfolg konnte ji 
Die Volksſchule neben dem profanen Unterricht auch den Gegenſtänden des 
Religions-Unterrichts widmen, als die beſtgeleitete und gut organiſierte 
Religionsſchule; denn dieſer fehlt das wichtigſte: Die innere Beziehung des 
religiöſen Lehrſtoffes zum Geſamtunterricht. 
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4 Nicht aus Egoismus fämpfen die israelitiihen Lehrer Deutichlands 
im Norden und Süden in Einmütigfeit um die Erhaltung und Neubegrün- 
dung von israel. Volksſchulen. Menn bei diefem Kampfe aud) die Hoffnung 
uns anjport, daß durch die jüdiihe Volksſchule allen Lehrern eine ge- 
ſicherte Stellung, ein feſtes Gehalt, das mit den Jahren ſteigt, Verſorgung 
im Alter und Fürſorge für die Witwen und Waiſen geboten werden kann, 
ſo darf kein rechtlich Denkender dies perſönliche Moment einem Stande ver— 
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argen, der wie fein zweiter in jozialer und materieller Notlage um eine 
bejjere Exiſtenz für feine Glieder ringt. Die Gegner der jüdiſchen Volks— 
ſchule werfen uns mit Unrecht Streben nad) Zonfeffioneller Scheidung und 
rückſchrittliche Anſchauung vor. Die Trennung der Volksſchulen nah Kon- 
feffionen wurde zum Schaden der Ksraeliten von den herrichen- 
den Parteien erjtrebt und von den Regierungen geſetzlich und auf dem Ver: 
ordnungsweg durchgeführt; nur die Juden verſchließen ſich der Erkenntnis 
diejer Tatſache. Die Rehrer aber ziehen die Konjequenzen, ſie jtehen in 
ihrer Mehrzahl auf einem Standpunkt, den die Mürttemberger im Sahre 
1909 in einer Rejolution zum Ausdrud bradten: 

„Wir halten die Simultanfchule, aber diejenige, in der 
die jüdiſchen Schüler und Lehrer vollftändig 
gleih wie die Hriftliden Shüler und Lehrer 
behandelt werden, für das deal der Schuleinrichtung. 
Bei der gegenwärtigen Schulgejeßgebung aber (niht nur in 
Mürttemberg jondern in allen größeren Staaten Deutichlands) deren 
Beitreben dahin geht, die fonfefjionelle Scheidung im Volksſchul— 
wejen immer mehr zur Durhführung zu bringen, halten wir vom 
Prinzip der Gleichberechtigung aus und aus religiöfen, jozialen und 
praftiihen Gründen, die Errihtung von jüdiishen Volksſchulen für 
ein dringendes Bedürfnis.“ 

Die jüdiihen Gemeinden hätten allen Grund jüdiihe Volksichulen 
zu errichten, wegen ihrer höheren Leitungen gegenüber den häufig über- 
füllten allgemeinen Schulen, wegen der bedeutenden finanziellen Entlajtung 
der jüdiſchen Steuerzahler infolge jtaatliher und fommunaler Zumendun- 
gen; endlich jichern fich die Gemeinden ohne aroke Opfer Kantoren und 
Beamte, die treu auf dem übertragenen Bolten ausharren. 

Neben dielen realen Merten erfüllt die israelitiihe Volksſchule ideale 
Aufgaben, die ſich Freilich nicht Ihäten und wägen lajjen: 

Die jüdiihe Volfsichule hat fich durch erziehliche und unterrichtliche 

Erfolge vor Staatlichen und religiöien Autoritäten bewährt. 
In der jüdischen Volksſchule bewahren wir unjere Kinder vor bitteren 

Erfahrungen, die die weihen Seelen bedrohen. 

Die jüdiſche Volksichule vermag harmoniſch alle Seiten des Geiltes- 
lebens zu pflegen und den Zwieſpalt zwilchen religiöfen und 
profanen Lehrgeaenitänden zu überbrüden. 

Die jüdiſche Volksſchule vermittelt den religiöſen Geilt des Hauſes 
und der Gemeinde der heranwachlenden Generation. 

Darum: Mer da wünscht und hofft, dak die fommende Generation 
in Treue dem Judentum erhalten bleibt, muB, wie die Verhältniffe gegen— 
wärtig in allen Staaten Süddeutihlands mit Ausnahme Badens gelagert 
find, für die jüdische Volksſchule nit bloß in den Alein- und Mittel- 
gemeinden, fondern auch in den Großgemeinden eintreten. 


Im Berlage von $. Kauffmann, Frankfurt a./M., iſt erjchienen: 


„Das Schulunterhaltungsgeſetz und Die 
preußiſchen Bürger jüdiſchen Glaubens“. 
Von 


Realichuldireftor Dr. S. Adler 
in Frankfurt am Main. 


Dritte, durch einen Anhang: 


„Der neue Schulgeſetzentwurf 
und die jüdiſche Schule“ 


vermehrte Auflage. 











